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Akkreditierungsangaben zusammenfassende Bewertung und Profil 

des Bachelorteilstudiengangs Öffentliches Recht   

 

Name des Studiengangs: Öffentliches Recht (Bachelor of Arts)  

 

Akkreditierung am: 05. September 2018  

Akkreditierung bis: 30. September 2023  

Erstakkreditierung hochschulintern  

 

Akkreditierung am: 01. Oktober 2023  

Akkreditierung bis: 30. September 2024  

Fristverlängerung gemäß § 26 Absatz 3 Satz 2 der Studienakkreditierungslandesverordnung 

(StudakkLVO M-V) 

 

Akkreditierung am: 01. Oktober 2024  

Akkreditierung bis: 30. September 2025  

Fristverlängerung gemäß § 26 Absatz 3 Satz 2 der Studienakkreditierungslandesverordnung 

(StudakkLVO M-V) 

 

Akkreditierung vom: 01. Oktober 2025  

Akkreditierung bis: 30. September 2031 

Reakkreditierung ohne Auflagen hochschulintern unter Anrechnung der Fristverlängerung 

gemäß § 26 Absatz 3 Satz 2 StudakkLVO M-V 

Akkreditierungsbeschluss bekannt gemacht am: … 

 

Zusammenfassende Bewertung:  

Der Teilstudiengang B.A. Öffentliches Recht wird in Kooperation mit der Philosophischen 

Fakultät angeboten. Der Teilstudiengang besteht aus den Modulen Staatsrecht I und II, 

Grundlagen des Rechts, Allgemeines Verwaltungsrecht, einem Wahlmodul (eine weitere 

Veranstaltung der Rechts- und Staatswissenschaftlichen oder Philosophischen Fakultät) und 

einem Seminar. Grundsätzlich besuchen die Studierenden die Veranstaltungen für den 

Studiengang Rechtswissenschaften. Damit die Studierenden des B.A. ausreichend Betreuung 

erhalten, wurden im WS 2024/25 vorlesungsbegleitende Kolloquien mit angepassten 

Bedürfnissen eingerichtet.  
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Akkreditierungsbeschluss:  

Für den Teilstudiengang Öffentliches Recht innerhalb des Zwei-Fach-

Kombinationsstudiengangs Bachelor of Arts (Gemeinsame Prüfungs- und Studienordnung für 

Bachelor-Teilstudiengänge und die General Studies/Optionalen Studien der Philosophischen 

Fakultät an der Universität Greifswald vom 23. August 2012/vom 12. Juni 2019) kann die 

Akkreditierung gemäß Studienakkreditierungsstaatsvertrag in Verbindung mit der StudakkLVO 

M-V ohne Auflagen festgestellt werden. Die Akkreditierung ist befristet und wird entsprechend 

der Regelfrist sowie unter Einberechnung der vorläufigen Verlängerung auf Basis § 26 Absatz 

3 Satz 2 StudAkkLVO M-V bis zum 30.09.2031 verlängert. 

Entsprechend der gutachterlichen Empfehlungen soll die Bewertung der Prüfungsleistungen 

der B.A.-Studierenden anhand der juristischen Noten- und Punkteskala überdacht werden.  

 

Akkreditierungsbeschluss (Fristverlängerung) 

Die zum 30.09.2024 auslaufenden Akkreditierungen werden auf Basis § 26 Absatz 3 Satz 2 

der Studienakkreditierungslandesverordnung – StudAkkLVO M-V um 1 Jahr bis zum 

30.09.2025 verlängert. Dies betrifft die Teilstudiengänge Öffentliches Recht, Deutsch als 

Fremdsprache, Germanistik, Slawistik (Bachelor of Arts), des Weiteren die 

Masterstudiengänge Germanistische Literaturwissenschaft sowie Sprache und 

Kommunikation (Master of Arts) und die weiterbildenden Masterstudiengänge 

Zahnmedizinische Prothetik, Zahnmedizinische Ästhetik und Funktion, Clinical Digital 

CAD/CAM, Kinderzahnheilkunde (Master of Science). Die Hochschulöffentlichkeit wurde mit 

Bericht des Rektorats für die Sitzung des Senats am 19.02.2025 informiert. 

 

Externe Gutachter*innen:  

Prof. Dr. Susanne Hähnchen, Universität Potsdam, für das Fachgebiet Zivilrecht  

Prof. Dr. Charlotte Schmitt-Leonardy, Universität Bielefeld, für das Fachgebiet Strafrecht  

Prof. Dr. Gernot Sydow, Universität Münster, für das Fachgebiet Öffentliches Recht  

Kai-Uwe Theede, Präsident des Oberlandesgerichts Rostock, für die Berufspraxis  

Emilia De Rosa, Universität Bremen, als studentische Gutachterin 

 

Profil des Studiengangs  

Überblick 

• Regelstudienzeit: 6 Semester  

• Studienform: Teilzeitstudium, Vollzeitstudium 

• Fachtyp: Teil eines Zwei-Fach-Studiengangs, muss kombiniert werden 

• Zulassungsbeschränkung: Keine Zulassungsbeschränkung, ohne NC 

• Hauptunterrichtssprache: Deutsch 

• Studienfeld: Wirtschaftswissenschaften, Rechtswissenschaften 

• Fakultät: Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät 

• Studienbeginn: Wintersemester 

Diese Fähigkeiten sollte man mitbringen 

Studieninteressierte sollten Spaß an strukturiertem Denken und Formulieren von Texten, 

Interesse an gesellschaftlichen und politischen Zusammenhängen und die Fähigkeit zur 

Kommunikation mit anderen Menschen haben. 
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Darum geht es in diesem Fach 

Der von der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät angebotene Bachelor-of-Arts-

Teilstudiengang „Öffentliches Recht“ wendet sich an Studierende der Philosophischen 

Fakultät, die ihr Fach an dieser Fakultät mit einer gezielten Ausbildung im Öffentlichen Recht 

kombinieren wollen. Die Pflichtfachausbildung entspricht der Ausbildung im Öffentlichen Recht 

des rechtswissenschaftlichen Staatsexamensstudienganges, wobei im Bachelor-of-Arts-

Teilstudiengang wegen der Konzentration auf das Öffentliche Recht größere 

Vertiefungsmöglichkeiten bestehen. 

In den Modulen Staatsrecht I und II und Allgemeines Verwaltungsrecht werden die 

grundlegenden Kenntnisse des Staats- und des Allgemeinen Verwaltungsrechts als Basis für 

das nachfolgende Studium vermittelt. In den beiden Modulen Grundlagen des Rechts lernen 

die Studierenden je nach gewählter Veranstaltung die hinter dem Recht stehenden 

grundlegenden historischen, philosophischen, gesellschaftlichen und politischen oder 

wirtschaftlichen Fragen – letztendlich die Frage nach der gerechten Ordnung der 

Gemeinschaft aus dem jeweiligen Blickwinkel – zu erkennen und sich selbst immer wieder zu 

stellen. 

Im Öffentlichen Recht/Vertiefung werden Kenntnisse des Besonderen Verwaltungsrechts 

(Polizei-, Kommunal- und Baurecht), Europarecht und des Staatsrechts erworben bzw. vertieft. 

Als Wahlmodul kann eine weitere Veranstaltung der Fakultät individuell gewählt werden. In 

dem zu wählenden Seminar wird die Fähigkeit zur wissenschaftlichen Vertiefung (auch als 

Vorbereitung auf die Bachelorarbeit), zur Präsentation und wissenschaftlich Diskussion 

aktueller Themen der Rechtswissenschaft gefördert.  

Im Bachelor-of-Arts-Teilstudiengang „Öffentliches Recht“ werden im Pflichtbereich sieben 

Mikromodule und im Wahlpflichtbereich zwei Mikromodule angeboten. 

Absolvent*innen dieses Fachs... 

… können Berufe ausüben, in denen vertiefte Kenntnisse im Öffentlichen Recht erforderlich 

sind, zum Beispiel in der Bundes-, Landes- und Kommunalverwaltung, in Verbänden, in 

öffentlichen Anstalten, in Beratungsstellen oder in Fortbildungs- und 

Qualifizierungseinrichtungen. 

Allgemeine Hinweise zum Studiengang 

Der Bachelor-of-Arts-Studiengang führt bereits nach sechs Semestern zu einem 

berufsqualifizierenden Abschluss. Im Rahmen des Bachelor-Studiums sind neben dem Fach 

Öffentliches Recht in gleichem Umfang noch ein weiteres Bachelor-of-Arts-Fach nach eigener 

Wahl (das können sein: verschiedene Sprach- und Literaturwissenschaften, Geschichte und 

Philosophie, Politik- und Kommunikationswissenschaften sowie musisch-künstlerische 

Fächer) und in geringerem Umfang, die „Optionalen Studien“ mit Sprachkursen, Rhetorik und 

Schreibpraxis zu studieren. Auf diese Weise können sich Studierende im Hinblick auf ihr 

späteres Berufsfeld weiter profilieren. Im Rahmen des Bachelor-Studienganges ist ein 

Praktikum von insgesamt 360 Stunden Dauer zu absolvieren; das Praktikum soll während der 

vorlesungsfreien Zeit absolviert werden. 

 

Diese Seite hat den Kurz-URL: https://www.uni-greifswald.de/studium/vor-dem-

studium/studienangebot/studienfaecher/o/oeffentliches-recht/  

  

https://www.uni-greifswald.de/studium/vor-dem-studium/studienangebot/studienfaecher/o/oeffentliches-recht/
https://www.uni-greifswald.de/studium/vor-dem-studium/studienangebot/studienfaecher/o/oeffentliches-recht/
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Bewertung und Erfüllung der formalen und fachlich inhaltlichen 

Kriterien für Studienprogramme  

Nachfolgend werden die Bewertungen sowohl der formalen Kriterien gemäß Artikel 2 Absatz 

2 des Studienakkreditierungsstaatsvertrags (StAkkSV) in Verbindung mit Teil 2 der 

Studienakkreditierungslandesverordnung (StudAkkLVO M-V), als auch der fachlich-

inhaltlichen Kriterien gemäß Artikel 2 Absatz 3 StAkkSV in Verbindung mit Teil 3 StudAkkLVO 

M-V aufgelistet. 

 

Tabelle 1: Formale Kriterien gem. Artikel 2 Abs.2 StAkkSV in Verbindung mit Teil 2 StudAkkLVO M-V 
für den Teilstudiengang Öffentliches Recht (Bachelor of Arts) an der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Greifswald 

Kriterium Bewertung Erläuterung 

Studienstruktur und 
Studiendauer (§ 3 
StudAkkLVO M-V) 

Erfüllt Der Bachelor-of-Arts-Studiengang führt bereits nach 6 Semestern 
zu einem berufsqualifizierenden Abschluss. Im Rahmen des 
Bachelor-Studiums ist neben dem Fach Öffentliches Recht in 
gleichem Umfang noch ein weiteres Bachelor-of-Arts-Fach nach 
eigener Wahl sowie, in geringerem Umfang, die »Optionalen 
Studien« mit Sprachkursen, Rhetorik und Schreibpraxis zu 
studieren.  

Studiengangsprofil (§ 4 
StudAkkLVO M-V) 

 

Erfüllt Der Bachelor of Arts ist ein Zwei-Fachstudiengang und umfasst 
180 Leistungspunkte (LP), wobei jeweils 70 LP auf die 
Teilstudiengänge, 30 LP auf die Optionalen Studien und 10 LP 
auf die Bachelorarbeit entfallen. 

Das Studium in der Variante „Bachelor Plus (International)“ 
umfasst 240 LP, wobei jeweils 70 LP auf die Teilstudiengänge, 60 
LP auf das Auslandsstudium, 30 LP auf die Optionalen Studien 
und 10 LP auf die Bachelorarbeit entfallen. 

Module können grundsätzlich nur einmal angerechnet werden. 

Zugangsvoraussetzungen 
(§ 5 StudAkkLVO M-V) 

Erfüllt 

 

Es gilt die Prüfungs- und Studienordnung für den 
Bachelorteilstudiengang Öffentliches Recht und die Module in den 
Optionalen Studien an der Universität Greifswald Vom 18.07.2019 
(Fundstelle: hochschulöffentlich bekannt gemacht am 19.07.2019) 
mit Änderungen: - §§ 1 bis 8, Musterstudienplan und 
Modulbeschreibungen geändert durch Artikel 1 der 1. 
Änderungssatzung vom 13. Februar 2023 (hochschulöffentlich 
bekannt gemacht am 22.02.2023). 

Es werden keine gesonderten Zugangsvoraussetzungen definiert. 

Abschluss, 
Abschlussbezeichnung (§ 
6 StudAkkLVO M-V) 

Erfüllt Aufgrund der bestandenen Bachelorprüfung wird der 
akademische Grad “Bachelor of Arts“ (abgekürzt: „B.A.“) verliehen 
(§ 10 Gemeinsame Prüfungs- und Studienordnung für 
Bachelorteilstudiengänge und die Optionalen Studien der 
Philosophischen Fakultät an der Universität Greifswald Vom 12. 
Juni 2019) 

Modularisierung (§ 7 
StudAkkLVO M-V)  

Erfüllt Die Modularisierung ist sachgerecht ausgeführt. Die Module 
dauern 1 Semester. Die Modulbeschreibungen enthalten die 
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Kriterium Bewertung Erläuterung 

geforderten Angaben. Prüfungs- und Studienleistungen sind in Art 
und Umfang hinreichend bestimmt. 

Gemäß § 39 Absatz 4 LHG M-V sind im Musterstudienplan Art, 
Umfang und Reihenfolge von Lehrveranstaltungen, Studien- und 
Prüfungsleistungen beschrieben. 

Leistungspunktesystem 
(§ 8 StudAkkLVO M-V) 

Erfüllt Ein LP (ECTS) entspricht einer Gesamtarbeitsleistung der 
Studierenden im Präsenz- und Selbststudium von 30 Zeitstunden. 

  

 

Tabelle 2: Fachlich-inhaltliche Kriterien gem. Artikel 2 Abs.3 StAkkSV in Verbindung mit Teil 3 
StudAkkLVO M-V für den Teilstudiengang Öffentliches Recht (Bachelor of Arts) an der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Greifswald  

Kriterium Bewertung Erläuterung 

Qualifikationsziele und 
Abschlussniveau (§ 11 
StudAkkLVO M-V) 

Erfüllt Die externen Gutachtenden würdigen einvernehmlich, dass die 
Studiengänge über ein schlüssiges Profil verfügen und die 
Qualifikationsziele jeweils den fachwissenschaftlichen Standards 
sowie dem Abschlussniveau Bachelor of Arts entsprechen.  

Schlüssiges 
Studiengangskonzept 
und adäquate 
Umsetzung (§ 12 
StudAkkLVO M-V) 

Erfüllt 

 

Die Gutachtenden empfehlen: 

Die rechtsdidaktische Aus- und Fortbildung des akademischen 
Mittelbaus könnte optimiert werden, insbesondere bei den 
befristeten Beschäftigten. Es wird vorgeschlagen über eine 
verpflichtende Fortbildung nachzudenken.  

• Maßnahmen laut Umsetzungsbericht: Die Fakultätsleitung 
wird sich Gedanken über die Schaffung von Anreizen 
machen.   

Die Bewertungen anhand der juristischen Noten- und Punkteskala 
sollte für die Studierenden des B.A. Öffentliches Recht 
überarbeitet werden. Es soll nach eine Bewertung nach einer 
Umrechnungstabelle erfolgen oder die „klassischen Noten“ von 
vornherein vergeben werden.  

• Maßnahmen laut Umsetzungsbericht: Zusammen mit den 
Studierenden des B.A. Öffentliches Recht soll eine 
einheitliche Umrechnungstabelle erstellt werden, die dem 
bundesweiten Durchschnitt entspricht.  

Die Rechtspraxis soll an der Fakultät verstärkt eingebunden 
werden, z. B.: durch Lehraufträge im Rahmen der 
Schlüsselqualifikationen.  

• Maßnahmen laut Umsetzungsbericht: Über eine höhere 
Praxisorientierung in den Schwerpunktbereichen wird 
diskutiert. Der Kontakt zum Oberlandesgericht Rostock soll 
ausgebaut werden, um die Praxis auch in anderen Bereichen 
vermehrt einfließen zu lassen.  
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Kriterium Bewertung Erläuterung 

Fachlich-Inhaltliche 
Gestaltung der 
Studiengänge (§ 13 
StudAkkLVO M-V) 

Erfüllt 

 

Dazu gibt es keine gutachterlichen Empfehlungen. 

Studienerfolg (§ 14 
StudAkkLVO M-V) 

 

Erfüllt Dazu gibt es keine gutachterlichen Empfehlungen.  

Geschlechtergerechtigkei
t und Nachteilsausgleich 
(§ 15 StudAkkLVO M-V) 

 

Erfüllt Die Universität Greifswald verfügt seit 2013 über ein 
Gleichstellungskonzept. Die Zentrale Gleichstellungsbeauftragte 
und die*der Beauftragte für die Belange behinderter und chronisch 
kranker Studierender wirken bei der Verabschiedung von 
Prüfungs- und Studienordnungen mit (Beschluss des Senats der 
Universität Greifswald vom 21. Oktober 2015). 

Die Chancengleichheit von Studierenden in besonderen 
Lebenslagen wird grundsätzlich durch die Anwendung der 
Rahmenprüfungsordnung und das Verwaltungshandeln des 
Zentralen Prüfungsamts gewährleistet. Tauchen Hindernisse auf, 
versucht die Beauftragte für die Belange behinderter und 
chronisch kranker Studierender, gemeinsam mit den Betroffenen 
und den jeweiligen Einrichtungen individuelle Lösungen zu finden.  

Des Weiteren gewährleistet die Universität vertrauliches 
Konfliktmanagement sowie ein System von Anlauf- und 
Beratungsstellen für Studierende, Promovierende, 
Nichtwissenschaftliche Mitarbeiter/innen, Wissenschaftliche 
Mitarbeiter/innen https://www.uni-
greifswald.de/universitaet/organisation/beauftragte/beschwerdemanage
ment/ 

 

  

https://www.uni-greifswald.de/universitaet/organisation/beauftragte/beschwerdemanagement/
https://www.uni-greifswald.de/universitaet/organisation/beauftragte/beschwerdemanagement/
https://www.uni-greifswald.de/universitaet/organisation/beauftragte/beschwerdemanagement/
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Bewertung durch externe Beteiligte gemäß § 18 Absatz 1 

StudAkkLVO M-V 

 

Gutachten zur externen Fachevaluation   

 

der Studiengänge des Fachbereichs Rechtswissenschaften der Rechts- und 

Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Greifswald  

 

Teil I: Allgemeine Angaben  

Die Gutachtergruppe besteht aus:  

- Prof. Dr. Susanne Hähnchen, Universität Potsdam, für das Fachgebiet Zivilrecht,  

- Prof. Dr. Charlotte Schmitt-Leonardy, Universität Bielefeld, für das Fachgebiet 

Strafrecht,  

- Prof. Dr. Gernot Sydow, Universität Münster, für das Fachgebiet Öffentliches Recht, 

- Kai-Uwe Theede, Präsident des Oberlandesgerichts Rostock, für die Berufspraxis, 

- Emilia De Rosa, Universität Bremen, für die studentische Begutachtung.  

 

Termin und Ort:  

Gespräche und Begehungen fanden in den Räumen der Rechts- und 

Staatswissenschaftlichen Fakultät (RSF) am Ernst-Lohmeyer-Platz 1 in Greifswald sowie 

angrenzendem (Hör-)Saal-Gebäude am 16. und 17. Dezember 2024 statt.  

Begleiter und ständiger Ansprechpartner war Herr Dekan Prof. Dr. Harrendorf.  

Die Vorbereitung der externen Evaluation und Betreuung der Gutachtergruppe erfolgte durch 

Dr. Andreas Fritsch sowie Julia Mende, Emily Schmeling und Karla Frahm (Stabsstelle 

Integrierte Qualitätssicherung in Studium und Lehre, IQS, der Universität Greifswald), die auch 

das Protokoll führten.   

In Vorbereitung der Gespräche und Begehungen stellte die IQS zahlreiche schriftliche 

Unterlagen wie u. a. Prüfungs- und Studienordnungen, Begehungsplan, 

Gutachterinformationen, Lehrauslastungsbericht, Jahresbericht der 

Gleichstellungsbeauftragten, den Reflexionsbericht der RSF mit Stand September 2024 sowie 

das Gutachten der (letzten) externen Fachevaluation aus dem Jahr 2018 zur Verfügung.  

 

Teil II: Bericht der Gutachtergruppe  

A. Einführung  

Die Begutachtung erfolgte anhand eines von der IQS zur Verfügung gestellten 

Begehungsplans, auf den die Gutachter verweisen. Er stellte für alle eine hervorragende 

Vorbereitungsgrundlage dar, ermöglichte eine straffe und strukturierte Gesprächsführung mit 

sämtlichen „Stakeholdern“ (insbesondere Prorektorin, Dekan, Geschäftsführerin des 

Dekanats, Hochschullehrer des Fachbereichs, Fachschaftsrat (ohne den – verhinderten – 
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Vertreter für den B. A. Öffentliches Recht), Qualitätssicherung, Vertretung von akademischem 

Mittelbau, Prüfungsausschuss und Studienberatung, Vertretung der 

Gleichstellungsbeauftragten), war cum grano salis erschöpfend und konnte nahezu „auf die 

Minute“ eingehalten werden.   

Alle Gespräche fanden in vertrauensvoller und wertschätzender Atmosphäre statt und waren 

von großer Offenheit geprägt. Für besonders erwähnenswert hält es die Gutachtergruppe, 

dass an der Gesprächsrunde mit den Hochschullehrern ausnahmslos alle Professorinnen und 

Professoren des Fachbereichs teilnahmen.  

 

B. Allgemeine Daten  

I. Universität  

Die Universität Greifswald ist mit fünf Fakultäten und 23 Lehreinheiten eine Volluniversität. Sie 

bietet Studieninteressenten ein breit gefächertes Angebot aus mehr als 100 Studienvarianten, 

die zu Bachelor-, Master- und Staatsexamen-Abschlüssen führen können. Die 

durchschnittliche Auslastung der Lehreinheiten belief sich im Wintersemester 2023/24 auf 72 

%. Sie ist gegenüber dem Zeitpunkt der letzten Fachevaluation und gegenüber dem Vorjahr 

(deutlich) gesunken, die Zahl der Studenten insgesamt ist dahingegen seit Jahren mit stets 

gut 10.000 recht konstant. Sieben Lehreinheiten (sämtlich außerhalb der juristischen Lehre) 

weisen einen – nach Ansicht der Gutachter: problematisch geringen – Auslastungsgrad von 

unter 50 % aus, davon drei unter 30 %. Die aufgrund Größe und Auslastung bestehenden 

intensiven Betreuungsmöglichkeiten durch das Lehrpersonal sowie die Beratungs- und 

Serviceleistungen sind die ausgesprochen positive Kehrseite dieses Befundes. 78 % der 

Studenten sind (sehr) zufrieden mit dem Studium bzw. den Bedingungen, 17 % teilweise und 

nur 5 % sind unzufrieden.  

 

II. Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät  

Die Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät gliedert sich in die Fachbereiche Rechts- 

und Wirtschaftswissenschaften.  

1. Lehrende am Fachbereich Rechtswissenschaft   

Der Fachbereich besteht zum Zeitpunkt der Begutachtung aus 14 Lehrstühlen und gliedert 

sich in die Fachgruppen Zivilrecht mit sechs, Strafrecht mit drei und Öffentliches Recht mit fünf 

Lehrstühlen.  

Drei Lehrstühle waren zum Zeitpunkt der Gespräche und Begehungen nicht besetzt, davon 

konnten zwei mittlerweile wiederbesetzt werden. Zwei weitere Professoren scheiden im 

nächsten, weitere zwei im übernächsten Jahr und noch einer im Jahr 2028 aus.  

Insgesamt wird also bis zum Jahr 2028 die Hälfte des bisherigen Lehrkörpers durch neue 

Kräfte ersetzt werden und ein “Generationswechsel” nahezu abgeschlossen sein. Die dadurch 

bedingten – für Mecklenburg-Vorpommern angesichts der ungünstigen Altersstruktur in 

vielerlei Bereichen typischen – Herausforderungen bieten – neben Chancen, insbesondere für 

Innovationen – die klassischen Umbruch-Risiken, wie etwa kaum zu schließende Lücken 

durch unbesetzte Lehrstühle (zur Zeit des Vor-Ort-Termins mehr als 20 %!) und Schnittstellen- 

bzw. Kontinuitätsprobleme in den Vorlesungen bei Wechseln der Professoren.  
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Eine Option ist – und wird auch von der Fakultät in einem Fall bereits betrieben –, den 

Herausforderungen der Nachbesetzung von Professuren durch die Schaffung von 

Juniorprofessuren mit Tenure Track zu begegnen. Durch eine gute Ausstattung von 

Nachwuchswissenschaftlern in der Frühphase ist es bereits anderen Universitäten gelungen, 

ebendiese an die Universität zu binden und zu der Kontinuität im Lehrangebot beizutragen.  

Die Lehre wird zudem durch drei neue Lehrkräfte für besondere Aufgaben ergänzt, konkret: 

Frau Dr. Beate Lüder (zuvor Notarin) ist für das ergänzende Lehrangebot im Privatrecht 

zuständig und Gleichstellungsbeauftragte der Fakultät. Herr Dr. Max Georg Hügel (zuvor 

Bucerius Law School) bietet Lehrveranstaltungen im Öffentlichen Recht an und ist besonders 

in der Rechtsdidaktik engagiert. Frau Dr. Kristin Kliemannel (zuvor Polizeifachhochschule in 

Sachsen-Anhalt) hält ergänzende Lehrveranstaltungen zum Strafrecht. Die drei Lehrkräfte für 

besondere Aufgaben wurden mit zusätzlichen Mitteln eingerichtet, um das Lehrangebot und 

die Betreuung der Studierenden zu verbessern und die Erfolgsquote im Staatsexamen zu 

verbessern. Daneben wirken im Fachbereich zwei weitere Lehrkräfte für besondere Aufgaben, 

eine für die Schlüsselqualifikationen, eine für die Fremdsprachenausbildung.  

 

2. Studierende am Fachbereich Rechtswissenschaft  

a) Statistik und Prognose  

Die Zahl der Studierenden im Fachbereich Rechtswissenschaften ist über die Jahre seit der 

letzten Evaluation von 1463 (im Jahr 2015) auf 1009 (im WS 2023/24) deutlich und damit 

stärker als im Bundestrend gesunken. Sie dürfte in den nächsten Jahren zunächst weiter 

sinken, weil sich die Zahl der Erstsemester in den Jahren von 2018 (insgesamt 382) bis 2023 

(insgesamt 187) mehr als halbiert hatte.  

Dieser Abwärtstrend ist nun allerdings gebrochen. Es ist dem Fachbereich gelungen, in diesem 

Jahr einen deutlichen Anstieg der Immatrikulationen (im Wintersemester 2024/25 auf 158 

Erstsemester) zu verzeichnen. Die verschiedenen Maßnahmen des Fachbereichs zur 

Gewinnung und Bindung von Studierenden greifen offensichtlich. Das stellt gerade auch im 

Vergleich zum allgemeinen Rückgang von Studienanfängerinnen und Studienanfängern im 

Bereich Rechtswissenschaft eine bemerkenswerte Leistung des Greifswalder Fachbereichs 

dar. Angesichts der nicht einfachen Rahmenbedingungen für Greifswald (geographische 

Randlage, Mittelstadt etc.) erreicht der Fachbereich eine gute Auslastung.  

 

b) Juristischer Nachwuchs für das Land  

Nach Eindruck der Gutachterkommission ist das Drängen auf höhere Auslastung des 

Greifswalder Fachbereichs durch den absehbaren Ersatzbedarf an Juristinnen und Juristen in 

Justiz und Anwaltschaft in Mecklenburg-Vorpommern, aber auch in anderen juristischen 

Berufsfeldern bedingt.  

So sehr eine juristische Fakultät eine Professionsfakultät ist und damit auch der 

berufsbezogenen Ausbildung künftiger Juristinnen und Juristen dient, wird die Lösung von 

absehbaren Rekrutierungsproblemen für juristische Berufe in Mecklenburg-Vorpommern von 

den Gutachtenden nicht allein in einer Erhöhung von Studierendenzahlen gesehen. Denn das 

Staatsexamensstudium führt nur zur ersten juristischen Prüfung, während 
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Zugangsvoraussetzung für alle relevanten juristischen Berufsfelder die zweite Staatsprüfung 

ist.  

Höhere Absolventenzahlen für die zweite Staatsprüfung hängen indes in erster Linie von der 

Zahl und der Attraktivität der Referendariatsplätze in einem Bundesland ab, nicht unmittelbar 

von der Zahl der Studierenden, die ihre erste juristische Prüfung im fraglichen Bundesland 

abgelegt haben.  

Die Referendariatsplätze in Mecklenburg-Vorpommern werden im Übrigen seit einigen Jahren 

wohl so gut wie immer vollständig in Anspruch genommen.  

Der Greifswalder Fachbereich kann daher per se auch durch hohe Auslastungszahlen 

unmittelbar nur wenig für den juristischen Arbeitsmarkt in Mecklenburg-Vorpommern 

erreichen. Gleichwohl entstehen bei jungen Menschen regelmäßig günstige Bindungseffekte, 

sobald sie an einem Studienort Fuß gefasst haben.   

 

c) Aktuelle Betreuungsrelation  

Die Betreuungsrelation von rund 1:72 (bzw. 1:92) bezogen auf die Anzahl der 14 Lehrstühle 

(bzw. auf die zur Zeit der Begehung 11 besetzten Lehrstühle) und die derzeit 1009 

Studierenden war bereits zur Zeit der letzten Evaluation günstig und hat sich weiter verbessert.  

Sie ist aber ersichtlich kein aussagekräftiger und schon gar kein nur positiver Parameter, wenn 

sie sich wie im Fachbereich Rechtswissenschaften aus sinkenden Studentenzahlen ergibt.  

Nach Ansicht der Gutachter droht der Fachbereich Rechtswissenschaft im Übrigen ohne 

weiteres Personal, das dauerhaft ein breitgefächertes und zeitnahes Angebot gewährleisten 

kann, in eine Abwärtsspirale der Attraktivität zu kommen (siehe dazu insbesondere auch den  

Abschnitt „C.III. Studierbarkeit“).  

Die quantitative Personalausstattung des Fachbereichs, die nach Einschätzung der Gutachter 

insgesamt unterdurchschnittlich ist, muss dringend verbessert werden. Nur dann wird 

dauerhaft ein ausreichend attraktives Studienangebot mit der Folge einer ausreichenden Zahl 

von Studierenden gehalten werden können.   

Die wesentlichen Gründe und Umstände für die Einschätzung der Gutachter zur 

Personalausstattung sind bereits im letzten Evaluationsgutachten benannt worden. Dort heißt 

es unter II, Abschnitt 1, Punkt 1.1.2 auf Seite 6:  

„Unabhängig von der Zahl der Studierenden ist zunächst schon für die Vorbereitung zur 

staatlichen Pflichtfachprüfung gemäß dem Juristenausbildungsgesetz und der ergänzenden 

Juristenausbildungsordnung des Landes Mecklenburg-Vorpommern ein beachtliches, und 

durch den Fachbereich in der Struktur nicht beeinflussbares, Mindestangebot an 

Veranstaltungen anzubieten.  

Daneben müssen Schwerpunktbereichsveranstaltungen für den universitären Prüfungsteil 

angeboten werden. Nicht die genaue Anzahl oder Titulierung, wohl aber die Grundpflichten 

zum Angebot von Schwerpunkten sind dem Fachbereich ebenfalls gesetzlich vorgegeben. 

Schließlich wirkt sich die geringe Zahl an Hochschullehrern naturgemäß auf die Breite des 

Angebots aus. Hinzu kommt eine unterdurchschnittliche Ausstattung der Lehrstühle mit 

wissenschaftlichem Personal.“  
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Dies gilt nach Ansicht der Gutachter nach wie vor. Die insbesondere in den Schwerpunkten 

tatsächlich bestehenden Schwierigkeiten werden im Abschnitt „C.III. Studierbarkeit“ besonders 

behandelt.  

Ebenfalls ohne Änderung bleiben auch die bereits seinerzeit getroffenen Feststellungen, dass 

sich der Fachbereich den genannten Erschwernissen zum Trotz durch hohe 

Leistungsbereitschaft und attraktive besondere Angebote auszeichnet, die nicht allerorten 

sonst auf Dauer sozusagen überobligationsgemäß bereitgestellt werden würden.  

 

3. Räumliche Ausstattung  

Die räumliche Ausstattung hat sich im Vergleich zu der letzten Fachevaluation durch den 

Bezug der neuen Gebäude am Ernst-Lohmeyer-Platz 1 signifikant verbessert. Die Hörsäle 

sowie die Räume für Kleingruppen-Angebote verfügen neben funktionaler Ästhetik über eine 

beeindruckende technische Ausstattung. Die Büroräume schienen der Gutachterkommission 

im Hinblick auf die jeweilige Ausstattung sowie ihre Anordnung im Gebäude zu einer sehr 

guten Arbeits- und Studienatmosphäre beizutragen. Positiv hervorzuheben ist auch die 

Einrichtung von schallisolierten Gruppen- und Einzelarbeitskabinen.  

 

C. Lehr- und Prüfungsangebot  

I. Rechtswissenschaft mit Abschluss Erste Juristische Prüfung  

Der Fachbereich bietet exklusiv im gesamten Bundesland Mecklenburg-Vorpommern den 

grundständigen Studiengang Rechtswissenschaften an, der zur ersten juristischen Prüfung 

hinführen soll. Einschreibungen sind zu jedem Sommer- wie Wintersemester möglich. Das ist 

das traditionelle und attraktive, weil flexible Modell, das aber eben auch planungs- und 

personalintensiv ist.  

Besonders hervorzuheben sind die vorlesungsbegleitenden Kolloquien, die im Privatrecht, 

Öffentlichen Recht und Strafrecht angeboten werden. Diese Formate, in Kleingruppen die 

Inhalte der Vorlesungen zu wiederholen und mit dem notwendigen Fallbezug zu verknüpfen, 

sind nunmehr über die gesamte Dauer des Studiums (nicht nur im Pflichtfachbereich, sondern 

sogar in einzelnen Schwerpunktbereichen) Teil des Lehrangebots. Neben den 

Wissenschaftlichen Mitarbeitern bringen sich insbesondere die drei genannten Lehrkräfte für 

besondere Aufgaben hier ein. Aus Sicht der Gutachterkommission sollte diese Form der 

Prüfungsvorbereitung unbedingt erhalten bleiben.   

Um die Studierenden optimal auf das Examen vorzubereiten, werden zudem auf zwei 

Semester angelegte Examenskurse sowie der Examensklausurenkurs und das Probeexamen 

angeboten. Auch dieses Lehrangebot überzeugt die Gutachterkommission.  

Im Hinblick auf Lehrveranstaltungen zur Verfassungsgeschichte und Rechtsphilosophie 

scheint aufgrund des Weggangs von Prof. Dr. Lege ein Defizit entstanden zu sein, das aber 

zumindest für die Verfassungsgeschichte durch Herrn Prof. Dr. Schlinker ausgeglichen wurde.  

Auch fiel der Gutachterkommission auf, dass die zur Umsetzung von § 5a Abs. 2 S. 3 Hs. 2 

DRiG zu thematisierenden NS- und SED-Unrecht-Bezüge nur punktuell in den Lehrplan 

eingebaut scheinen. Dies wurde auf Nachfrage zugestanden. Lediglich Studienfahrten von 

Prof. Dr. Fahl, das Angebot eines Kinoabends zur Serie „Deutsches Haus“ und die 
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Auseinandersetzung mit dem Reader „Unrecht mit Recht“ sind bislang erfolgt. Zudem 

behandelt die Vortragsreihe „Tatort Justiz“ Aspekte der Aufarbeitung des NS-Unrechts.  

Im Bereich der Schlüsselqualifikationen werden in jedem Semester zwei alternative 

Wahlpflichtveranstaltungen wie z. B. Rhetorik für Juristinnen, Techniken der Gesprächsführung 

und Konfliktlösung angeboten, um soziale und kommunikative Fähigkeiten zu stärken. Dieses 

Angebot sollte vielfältiger ausgebaut werden, da es wichtig ist, mehr Berufspraxis in das 

Studium zu integrieren und den Studierenden größere Wahlmöglichkeiten zu geben. Es gibt 

zahlreiche Praktiker, die gern bereit sind, juristische Fakultäten zu unterstützen.  

Die Attraktivität des Studiengangs könnte zudem von einem Ausbau der ohnehin konstruktiven 

Zusammenarbeit mit den Wirtschaftswissenschaften profitieren. Denkbar wären hier Bezüge 

zu dem für die meisten Unternehmen relevanten Thema "Compliance”.   

 

II. Schwerpunktbereichsstudium  

Der erfolgreiche Abschluss dieses Studienabschnitts fließt mit 30 % in die Gesamtnote der 

ersten juristischen Prüfung ein.  

Die Gutachterkommission erkennt das hohe Engagement des Professorenkollegiums im 

Schwerpunktbereich ausdrücklich an. Es werden insgesamt acht verschiedene Schwerpunkte 

angeboten. Das differenzierte und sachlich überzeugende Angebot an Schwerpunktbereichen 

stellt angesichts der Größe des Fachbereichs eine sehr beachtliche Leistung dar, die für die 

Attraktivität des Studienortes Greifswald von nicht zu unterschätzender Bedeutung ist.   

Die vergleichsweise große Anzahl an (teils wenig ausgelasteten) Schwerpunktbereichen 

bedingt allerdings, dass Veranstaltungen nur alle drei Semester angeboten werden können, 

weil ein Turnus von zwei Semestern nach durchgängiger Einschätzung des 

Professorenkollegiums nicht zu leisten sei. Das hält die Gutachterkommission zwar mit Blick 

auf die Lehrkapazität des Greifswalder Professoriums durchaus für plausibel nachvollziehbar. 

Die Gutachterkommission weist indes darauf hin, dass diese Erstreckung des 

Schwerpunktstudiums über regulär drei, in der Praxis dann teilweise auch vier oder mehr 

Semester – z.B. wegen Erkrankung oder Auslandsaufenthalt und weil Wiederholungsversuche 

bei nicht bestandenen Prüfungen erst im nächsten Semester angeboten werden – im Vergleich 

zu anderen Fakultäten ungewöhnlich und für die Studierbarkeit und damit für die Attraktivität 

des Studienorts Greifswald mit Nachteilen verbunden ist.  

Die Länge des Schwerpunktstudiums von mindestens drei Semestern sowie die durch den 

Musterstudienplan Rechtswissenschaft vorgesehene Absolvierung des 

Schwerpunktbereichsstudium parallel zum Hauptstudium erschwert die Integration eines 

Auslandsstudiums in den Studienablauf und verhindert eine klare Abschichtung von 

Studienabschnitten, was für die Studierenden ggfs. entlastend wirken könnte.  

Vor diesem Hintergrund regt die Gutachterkommission an, noch einmal zu reflektieren, ob 

bereits alle Möglichkeiten zu Gestaltungen ausgeschöpft sind, die den Studierenden die 

Durchführung des Schwerpunktstudiums in regulär zwei Semestern ermöglichen könnten. Der 

Gutachterkommission ist dabei bewusst, dass von solchen Überlegungen ein an sich nicht 

wünschenswerter Druck zur Reduzierung der Zahl der Schwerpunktbereiche ausgehen würde. 

Die – allerdings nur vereinzelt geäußerte – Befürchtung, ein zweisemestriger Turnus würde 

aus Kapazitätsgründen nur noch ein Angebot von wenigen Schwerpunktbereichen 

ermöglichen, erscheint nicht zwingend und sollte jedenfalls weiteres Nachdenken über den 
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Zielkonflikt zwischen Länge und Anzahl der Schwerpunktbereiche nicht unterbinden. 

Angesichts der teilweise sehr geringen Auslastung einzelner Schwerpunktbereiche dürfte 

jedenfalls aus Studierendensicht die Überlegung nicht von vorneherein tabu sein, ob eine 

andere Konfiguration der Schwerpunktbereiche, die mit einer leichten Reduktion der Zahl der 

Schwerpunktbereiche einhergehen würde, denkbar ist.   

Alternativ oder ergänzend zu einer möglichen leichten Reduzierung der Anzahl an 

Schwerpunktbereichen könnte der Fachbereich auch erwägen, ob gerade für den 

Schwerpunktbereich durch (mehr) Einbeziehung externer Lehrender – was an anderen 

Fakultäten durchaus verbreitet ist – zusätzliche Lehrkapazitäten gewonnen werden können.  

Bislang nicht in die Überlegungen einbezogen zu sein scheinen beispielsweise die 

kapazitätsschonenden Möglichkeiten, im Rahmen von Schwerpunktbereichen eine 

Anrechnung von Auslandsleistungen zu ermöglichen und/oder in Greifswald durch 

ausländische Gastprofessorinnen und Gastprofessoren gehaltene Lehrveranstaltungen in 

Schwerpunktbereiche zu integrieren (siehe dazu den Abschnitt D.II. Internationalisierung). 

Ebenso scheinen in der Beteiligung von Praktikerinnen und Praktikern als Lehrbeauftragten 

im Rahmen einzelner Schwerpunktbereiche noch Reserven zu liegen.  

 

III.  Studierbarkeit  

Die Regelstudienzeit des gesamten Studiengangs beträgt 10 Semester (für die 

Pflichtfachprüfung ebenso wie für den Schwerpunktbereich). Der sog. Freiversuch in der 

staatlichen Pflichtfachprüfung im 10. Semester wurde in Mecklenburg-Vorpommern 2022 laut 

Bundesamt der Justiz nur von 38,6 % (Bundesdurchschnitt: 54,3 %) der Kandidat:innen 

wahrgenommen. Dies liegt nach Ansicht der Gutachter wesentlich an der Konzeption des 

Schwerpunktbereichs liegen, der zudem parallel zum Hauptstudium zu absolvieren ist (s.o.).  

Letzteres hat den weiteren – potentiell nachteiligen – Nebeneffekt, dass die Studierenden 

bereits im vierten oder fünften Semester die Schwerpunkt-Vorlesungen besuchen, auch um 

Zeit zu sparen (und weil dies im Musterstudienplan so vorgesehen ist). Durch eine (potentielle) 

parallele Belegung von Veranstaltungen des Schwerpunkts und scheinpflichtigen Vorlesungen 

scheint das Studienziel der Pflichtfachprüfung wenig gefördert. Zudem dürfte das 

Diskussionsniveau der Schwerpunktveranstaltungen von Studierenden in frühen Semestern 

ebenfalls wenig gefördert werden.  

 

IV. Praxisbezug der Ausbildung  

Vorteile für die Studierenden entstehen dadurch, dass die spätere Berufspraxis greifbarer 

gemacht werden könnte, und für die juristischen Berufe, dass frühzeitig die Möglichkeit 

besteht, Vorzüge dieser oder jener Tätigkeit zu bewerben. Effekte dürften besonders dann zu 

erwarten sein, wenn derartige Angebote in „Schein-fähigen“ Formaten (also insbesondere im 

Rahmen der Schlüsselqualifikationen) implementiert werden und nicht allein außerhalb der 

Kernstudienthemen zusätzlich gemacht werden.  

Aufgrund der örtlichen Nähe besteht seit Jahrzehnten eine sehr gute Verzahnung des 

Fachbereichs Rechtswissenschaften mit den Verwaltungsgerichten vor Ort 

(Oberverwaltungsgericht Mecklenburg-Vorpommern, Verwaltungsgericht Greifswald). 

Mehrere Richter dieser Gerichte sind in verschiedenen Formaten lehrend und unterstützend 
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bzw. ergänzend tätig. Auch die Sichtbarkeit der übrigen juristischen Berufsfelder ist durchaus 

gegeben; Rechtsanwälte und andere Richter werden ebenfalls in einzelne Lehrformate 

eingebunden.  

Nach Ansicht der Gutachter könnte – und nach Erklärung des Dekans Prof. Dr. Harrendorf soll 

auch – weiter eruiert werden, wie derartige Symbiosen noch stärker ausgeprägt werden 

können, etwa durch Einbindung von Richterinnen und Richtern aus dem Geschäftsbereich des 

Präsidenten des Oberlandesgerichts. Bei den erheblichen Mühen und Anstrengungen, die der 

Fachbereich aufnehmen muss, um sein breites Angebot aufrecht zu erhalten, könnten 

Unterstützungen „von außerhalb“ aber wohl stets nur punktuell helfen, jedoch durchaus 

zuträglich sein.   

Fachbereich und Fachschaftsrat planen zudem einen „Karrieretag“, an dem sich zahlreiche 

Berufsfelder präsentieren können. Es bleibt abzuwarten, ob ein derartiges Format auf 

besonderes Interesse der Studenten stoßen wird und sich etablieren lässt.  

Die Fakultät beteiligt sich außerdem an simulierten Gerichtsverhandlungen („Moot Courts“) 

wie etwa dem Willem C. Vis Arbitration Moot Court, dem Soldan Moot Court und dem 

Environmental Moot Court European Law.  Nach gewissen Startschwierigkeiten sind 

außerdem vom Fachbereich organisierte Moot Courts ab dem Sommersemester 2025 geplant. 

Aus der Richterschaft des Bezirks des Oberlandesgerichts ist bereits Unterstützungsinteresse 

signalisiert worden.  

 

V.  Teilstudiengang B.A. Öffentliches Recht  

Neben dem Studiengang Rechtswissenschaft bietet der Fachbereich in Kooperation mit der 

Philosophischen Fakultät den Teilstudiengang B.A. Öffentliches Recht an. Einschreibungen 

sind zu jedem Wintersemester möglich. Zum Wintersemester 2023/24 waren 75 Studierende 

in dem Teilstudiengang immatrikuliert.  

Der Teilstudiengang besteht aus den Modulen Staatsrecht I und II, Grundlagen des Rechts, 

Allgemeines Verwaltungsrecht, einem Wahlmodul (eine weitere Veranstaltung der Rechts- und 

Staatswissenschaftlichen oder Philosophischen Fakultät) und einem Seminar.  

Sämtliche Veranstaltungen sind identisch mit dem Angebot für den Studiengang 

Rechtswissenschaft. Dies kann dazu führen, dass das Studienziel der B.A.-Studierenden nicht 

ausreichend berücksichtigt werden kann. Seit dem Wintersemester 2024/25 werden für den 

Teilstudiengang jedoch eigene vorlesungsbegleitende Kolloquien angeboten, die an die 

Bedürfnisse der B.A.-Studierenden angepasst sind.  

Dadurch, dass B.A.-Studierende im Teilstudiengang dieselben Prüfungsleistungen wie 

Rechtswissenschaft-Studierende absolvieren, erfolgt auch die Bewertung anhand der 

juristischen Noten- und Punkteskala. Wenngleich das Abschlussziel eines jeden Prüflings 

erkennbar ist und der Hintergrund damit Berücksichtigung finden kann, führt die Umrechnung 

der (klassischerweise im juristischen Studium nicht im oberen Bereich vergebenen) 

Notenpunkte in Dezimalnoten zu vergleichsweise schlechten Ergebnissen. Hier sollte geprüft 

werden, soweit nicht von vornherein „klassische Noten“ vergeben werden (können), ob eine 

Umrechnungstabelle vorhanden ist oder alternativ angewendet werden kann, die den 

Eigenarten der juristischen Punktevergabe gerecht wird.  
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VI. Lehrexport   

Der Fachbereich Rechtswissenschaft leistet in erheblichem Umfang Lehrexport, sowohl 

innerhalb der Fakultät in die Wirtschaftswissenschaften (für den B.Sc. 

Betriebswirtschaftslehre, B.Sc. Management und Recht sowie den M.Sc. Health Care 

Management), als auch in die Mathematisch-Naturwissenschaftliche Fakultät (für B.Sc. 

Landschaftsökologie und Naturschutz, B.Sc. Umweltnaturwissenschaften, B.Sc. Geographie, 

M.Sc. Regionalentwicklung und Tourismus sowie M.Sc. Psychologie mit Schwerpunkt 

Forschung in Wissenschaft und Praxis).  

 

VII. Prüfungsangebot und -organisation  

Alle wichtigen Prüfungen, d. h. in den Grundlagenfächern, den Schlüsselqualifikationen, in den 

Englischkursen, in den kleinen Übungen und den Übungen für Fortgeschrittene sowie im 

Schwerpunktbereich, werden jedes Semester angeboten.  

Die Prüfungsanforderungen sind zudem zu großen Teilen standardisiert, weil sie den 

Erfordernissen entsprechen müssen, die am Ende eine Zulassung zum staatlichen Teil der 

ersten juristischen Prüfung ermöglichen. Insofern entsprechen die Prüfungsleistungen 

demjenigen, was bundesweit im Jurastudium üblich ist, also vor allen Dingen Fallklausuren 

und Hausarbeiten.  

Die Objektivität der Leistungsbewertung wird durch durchgängige Anonymisierung der 

Klausuren (Angabe nur der Matrikelnummer) gewährleistet. Nur bei zwei der drei 

Prüfungsleistungen im Schwerpunktbereich ergibt eine Anonymisierung keinen Sinn, nämlich 

bei der Studienarbeit und der mündlichen Prüfung. Wäre eine Anonymisierung zwar bei der 

Studienarbeit theoretisch noch denkbar, würde diese doch im Anschluss ad absurdum geführt, 

wenn diese Arbeit im Seminar vorgetragen und verteidigt wird, zumal die Bewertung erst 

danach erfolgt.  

Über die Prüfungsanforderungen werden die Studierenden in den jeweiligen Veranstaltungen 

informiert. Zudem finden sich Informationen dazu auf der Webseite der Fakultät und auch die 

Fachschaft und die Studienberatung helfen bei Rückfragen.  

Die Anmeldung und Notenbekanntgabe erfolgen über das Zentrale Prüfungsamt. Eine 

Ausnahme bilden hier die Übungen für Fortgeschrittene im Studiengang 

Rechtswissenschaften. Hier ist keine offizielle Anmeldung nötig, die Organisation erfolgt allein 

über die jeweiligen Lehrstühle.   

Der Prüfungsausschuss, vertreten regelmäßig durch das vorsitzende Mitglied, trifft im 

Prüfungswesen alle wesentlichen Entscheidungen über studentische Anliegen (z.B. 

Rücktrittsgesuche, Nachteilsausgleichsanträge u.s.w.). Er macht zudem die Studierenden 

durch elektronische Aushänge auf besonders wichtige Informationen aufmerksam (z.B. 

erlaubte Hilfsmittel).  

Zusammenfassend gibt es keinen Anlass für Kritik am Angebot, der Durchführung und 

Organisation der Prüfungen.  

 

D. Ausstattung und Profil der Fakultät im Übrigen  

I. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses  
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Die Ausstattung mit 1,3 wissenschaftlichen Mitarbeiter-Stellen dürfte deutschlandweit am 

unteren Rand liegen. Der Fachbereich hat im Verhältnis zu anderen juristischen Fakultäten 

relativ wenige Doktoranden und keinen Habilitanden, was zumindest teilweise geographisch 

erklärbar sein dürfte.  

Nachdenklich stimmt, dass selbst für diese geringe Zahl von Stellen die Gewinnung von 

wissenschaftlichem Nachwuchs schwierig zu sein scheint. Sie gelingt offenbar primär aufgrund 

der Aktivitäten der Lehrenden, seltener aus Bewerbungen ohne vorhergehende persönliche 

Aufforderung. Vorteilhaft ist insofern, dass (fast) jeder an einer Promotion Interessierte auch 

eine Stelle erhalten kann.  

In den konkreten Betreuungsverhältnissen scheint die Balance zwischen Arbeitsbelastung 

durch Aufgaben am Lehrstuhl und Dissertationsvorhaben meist zu gelingen. Strukturelle 

Probleme sind nicht ersichtlich.  

Zudem gibt es universitäre Graduierten- und Mentoringprogramme für 

Nachwuchswissenschaftlerinnen, die gern genutzt werden.  

In der noch ausbaufähigen Förderung von Erstakademiker*innen sehen die Gutachter zugleich 

ein Potential für die eigene Nachwuchsgewinnung des Fachbereichs. Der wissenschaftliche 

Nachwuchs fühlt sich auch auf Fachbereichsebene transparent informiert und in Prozesse 

einbezogen. Allen werde die Möglichkeit gegeben, sich aktiv einzubringen.  

Die rechtsdidaktische Aus- und Fortbildung des Nachwuchses könnte noch optimiert werden. 

Während ein großes Interesse und Engagement bei den fest angestellten Lehrkräften für 

besondere Aufgaben berichtet wird und auch zu erkennen ist, scheint dies bei den befristet 

Beschäftigten sehr divers zu sein. Die Bedeutung der von diesen zu leistenden 

Kleingruppenarbeit für den Erfolg der Studierenden ist jedoch erheblich. Es könnte daher über 

die Einführung einer verpflichtenden Fortbildung nachgedacht werden.  

 

II. Internationalisierungsstrategie  

1. International ausgerichtetes und fremdsprachiges Lehrangebot in Greifswald   

Das Lehrangebot des Fachbereichs Rechtswissenschaften folgt weitgehend den tradierten 

Prägungen deutscher juristischer Fakultäten aus dem 19. und 20. Jahrhundert mit einem 

klaren Fokus auf der deutschen Rechtsordnung und deren Dogmatik. Die europarechtlichen 

Dimensionen werden dabei durch den Greifswalder Fachbereich mit großer 

Selbstverständlichkeit durchgehend einbezogen.    

Darüber hinaus besteht ein Lehrangebot im Bereich des Völkerrechts und der 

Rechtsvergleichung, das einem durchschnittlichen Standard vieler deutscher juristischer 

Fakultäten entspricht. Beschränkt auf die englische Sprache macht der Fachbereich auch ein 

differenziertes Angebot an fachsprachlichen Kursen auf unterschiedlichen Niveaustufen. 

Hervorzuheben ist die Beteiligung von Greifswalder Studierenden an einzelnen internationalen 

Moot Courts (siehe oben C. IV.).  

Die Ausrichtung vorrangig auf die deutsche Rechtsordnung ist durch die prüfungsrechtlichen 

Vorgaben des Staatsexamensstudiengangs grundsätzlich vorgegeben und angesichts der 

Berufsperspektiven der weitaus meisten Greifswalder Absolventinnen und Absolventen auch 

sachlich überzeugend.   
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Vor diesem Hintergrund ist nachvollziehbar, dass der Fachbereich zwar die grundsätzliche 

Zielvorstellung benennt, bislang aber keine konkreten Anstrengungen unternommen hat, um 

das vor einigen Jahren eingestellte Angebote an englischsprachigen Juravorlesungen wieder 

zu etablieren, beispielsweise zu ausgewählten Rechtsgebieten von Common-Law-

Rechtsordnungen. Es spricht viel dafür, dass die Gruppe an Greifswalder Studierenden, die 

ein solches Angebot nutzen würden und von ihren sprachlichen Voraussetzungen her nutzen 

könnten, begrenzt ist. Gleichwohl ist diese Leerstelle bedauerlich. Denn vermutlich dürfte eine 

entsprechende, wenn auch überschaubare Gruppe an interessierten Studierenden durch aus 

vorhanden sein, für die ein solches Angebot gegenwärtig vor Ort fehlt. Zudem würde durch ein 

Angebot von englischsprachigen Juraveranstaltungen die Attraktivität der Fakultät für 

ausländische Erasmus-Studierende gesteigert werden.   

Da die Fakultät mit durchaus erheblichem Lehraufwand mehrere Schwerpunktbereiche 

anbietet, für die die Teilnehmendenzahlen teilweise im einstelligen Bereich liegen, könnte sich 

die Fakultät die Frage stellen, ob das Interesse der Studierenden an einem solchen 

fremdsprachigen Angebot zum ausländischen Recht nicht jedenfalls in derselben 

Größenordnung liegt wie für verschiedene der bestehenden Schwerpunktbereiche. Es ist dann 

eine Wertungsentscheidung, ob durchgängig Rechtsgebieten des deutschen Rechts, die 

durch Mitglieder des Greifswalder Professorenkollegiums repräsentiert werden, in der 

Ressourcenallokation Vorrang vor einem begrenzten Angebot beispielsweise zum Common 

Law eingeräumt werden soll. Die Gutachtergruppe empfiehlt, diese Frage im Fachbereich zu 

diskutieren.   

Soweit sich die Fakultät entschließt, die Realisierbarkeit eines solchen Angebots konkret zu 

prüfen, könnte überlegt werden, ob sich ein entsprechendes Lehrangebot im Rahmen eines 

teilweise umgestalteten Schwerpunktbereichsangebots integrieren lässt. Dies dürfte die 

Attraktivität für Greifswalder Studierende deutlich erhöhen, wenn entsprechende Kurse nicht 

als Zusatzveranstaltungen außerhalb des Curriculums, sondern in dessen Rahmen belegt und 

angerechnet werden können.    

Die Durchführung entsprechender Lehre wäre dann nicht notwendigerweise von einer 

entsprechenden fachlichen Kompetenz und freien Lehrdeputatsressourcen von Mitgliedern 

des Greifswalder Professoriums abhängig. In vielen Fällen sind Lehrende aus ausländischen 

Hochschulen zur Übernahme von Lehrveranstaltungen in Deutschland gegen überschaubare 

Vergütungen oder auch nur gegen Kostenersatz bereit, wenn ihr Einsatz vorrangig ideell 

honoriert wird (Verleihung einer Gastprofessur, Wertschätzung während ihres Aufenthalts vor 

Ort etc.). Durch den Fachbereich zu leisten bleibt dann vor allem die Organisation solcher 

Gastaufenthalte. Denkbar ist auch, eine Blockveranstaltung eines Gastwissenschaftlers in 

Greifswald vor Ort mit online-Lehre während weiterer Zeiten des jeweiligen Semesters zu 

verbinden.  

 

2. Mobilitätsfragen   

a) Internationale Mobilität der Studierenden  

Die Studierendenmobilität in Bezug auf Auslandsaufenthalte ist in Greifswald vergleichsweise 

gering. Das gilt für eine überschaubare Zahl von jährlich etwa 10 bis 20 outgoings und noch 

deutlicher für eine sehr geringe, wenn nicht verschwindende Zahl von incomings. Hierfür lässt 

sich eine Reihe nachvollziehbarer, plausibler Gründe benennen (u.a. outgoings: vorrangige 

Ausrichtung der Studierendenschaft auf den deutschen Arbeitsmarkt, Fremdsprachenniveau; 



19 

incomings: geographische Randlage Greifswalds, Kleinstadtcharakter, Lehrangebot, das u. a. 

kaum englischsprachig offeriert wird).  

Angesichts dieser nicht einfachen Rahmenbedingungen ist es begrüßenswert, dass die 

Fakultät über eine Anzahl an Erasmus-Kooperationen verfügt, die für die studentische 

Nachfrage ohne weiteres ausreichend sein dürfte, und in jüngerer Zeit positive Erfahrungen 

rückkehrender Studierender werbend herausstellt.   

Damit scheinen allerdings nicht alle Möglichkeiten zur Steigerung der studentischen Mobilität 

ausgereizt. Für die Gewinnung von incoming students stellt ein Mindestangebot an 

englischsprachigen Vorlesungen inzwischen mehr oder minder eine Grundvoraussetzung dar, 

so dass sich deren sehr geringe Zahl nicht allein durch geographische Umstände (Randlage 

innerhalb Deutschlands, kleine Stadt etc.), sondern auch durch das für incomings nicht 

ausreichend attraktive Studienangebot erklären dürfte.  

Angesichts der begrenzten Mittel scheint allerdings eine Umwidmung von Lehrressourcen mit 

dem Ziel, dadurch zusätzliche ausländische (Gast-) Studierende zu gewinnen, gegenwärtig 

nicht angezeigt.   

Für outgoings stellt ein Erasmus-Semester bzw. ein Erasmus-Jahr bisher ein zusätzliches 

Semester bzw. ein zusätzliches Jahr dar, das das Studium entsprechend verlängert und daher 

ggfs. bereits aus finanziellen Gründen von vielen Studierenden nicht in Betracht gezogen wird. 

Eine Verankerung eines optionalen Auslandsstudiums im Curriculum könnte diesem Problem 

begegnen. Dafür kommt neben den bereits genutzten, aber begrenzten Möglichkeiten 

(Anrechnung als Sprachkurs, Anrechnung als Schlüsselqualifikation) vor allem der 

Schwerpunktbereich in Betracht. In der bisherigen Struktur bieten die Greifswalder 

Schwerpunktbereiche allerdings keine Möglichkeiten zu Integration eines Auslandsstudiums 

bzw. zur Anrechnung von im Ausland erbrachten Leistungen. Das liegt teilweise an 

gesetzlichen Strukturvorgaben, wobei die Möglichkeiten zu flexiblen Handhabungen nicht 

ausgeschöpft zu sein scheinen und bisher nicht Gegenstand intensiveren Abklärungen waren, 

was im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben an Anrechnungsmöglichkeiten geschaffen werden 

kann.  

Die Umsetzung solcher Ideen könnte ggfs. durch Reform einzelner Schwerpunktbereiche, 

ggfs. aber auch durch Konzeption eines neuen Schwerpunktbereichs erfolgen, der keine 

weitere Lehrkapazität bindet, sondern im Wesentlichen der Anrechnung von 

Auslandsleistungen dient. Vorbild könnten die Regelungen verschiedener deutscher 

Fakultäten mit Doppelstudiengängen sein, die regelmäßig die Anrechnung des 

Auslandsstudiums als Schwerpunkt bzw. im Rahmen eines Schwerpunkts vorsehen und von 

den Justizministerien anderer Bundesländer genehmigt worden sind. Die Gutachtergruppe 

empfiehlt, solche Beispiele näher zu betrachten und in einen Beratungsprozess einzusteigen, 

in welcher konkreten Gestalt eine Realisierung der hier skizzierten Überlegungen unter den 

Rahmenbedingungen an der Universität Greifswald möglich und wünschenswert ist.   

 

b) Internationale Mobilität der Lehrenden  

Schließlich scheint die Möglichkeit von staff mobility und deren finanzieller Förderung im 

Rahmen des Erasmus+ - Programms kaum bekannt oder jedenfalls nicht allgemein präsent 

zu sein und wird daher wenig genutzt, insbesondere nicht von Lehrenden aus dem Mittelbau. 

Gerade für sie könnte das ggfs. einen ersten und prägenden Auslandsaufenthalt ermöglichen, 
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der dann auch Multiplikator- und Vorbildeffekte für die Studierenden entfalten kann. Die 

Gutachtergruppe empfiehlt dem Fachbereich, diese Fördermöglichkeiten zu klären und in der 

Fakultät bekannt zu machen.   

 

3. Universität Greifswald als Mitglied einer „European University“   

Der Beitritt der Universität Greifswald zu einem Hochschulverbund im Rahmen des EU-

Projekts „European Universities“ zum 1. Januar 2025 eröffnet dem Fachbereich 

Rechtswissenschaft weitere Chancen zur Internationalisierung. Die Universität Greifswald hat 

mit diesem Beitritt eine begrüßenswerte Grundsatzentscheidung getroffen, steht aber erst am 

Anfang, was die Nutzung dieser Möglichkeiten betrifft.  

Insbesondere dürften im Rahmen dieses Verbundes verbesserte Möglichkeiten bestehen, 

incoming students für ein Studium von ein oder zwei Semestern in Greifswald zu gewinnen. 

Bereits deren Präsenz an der Universität Greifswald als solche kann dann längerfristig 

wiederum dazu beitragen, auch unter den deutschen Studierenden ein verstärktes 

Bewusstsein für internationale Optionen im Jurastudium zu schaffen und deren Bereitschaft 

zu fördern, für ein oder zwei Semester im Ausland zu studieren.    

Das setzt voraus, dass die Universitätsleitung und der Fachbereich diesen Beitritt zum 

Netzwerk vom Jahr 2025 an aktiv gestalten und sich zunächst grundlegende Informationen 

über die am Netzwerk beteiligten Hochschulen mit juristischen Fakultäten und deren 

Ausrichtung und Prägung verschaffen.  

Der Aufbau persönlicher Kontakte zwischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 

dürfte für die studienbezogenen Aspekte eine wichtige Stütze sein, auch unabhängig vom 

forschungsbezogenen Nutzen, der außerhalb der Thematik der vorliegenden Evaluation liegt.  

In administrativer Hinsicht sollte geprüft werden, ob die Studierendenmobilität zwischen den 

juristischen Fakultäten der beteiligten Hochschulen eines Abschlusses weiterer 

Kooperationsvereinbarungen (Erasmusverträge) bedarf und ob ggfs. Erasmusmittel für 

Mobilität innerhalb des Verbundes umgewidmet werden müssten.  

 

III. Chancengleichheit  

Für Gleichstellungsfragen an der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät ist die 

Gleichstellungsbeauftragte zuständig. Daneben verfügt die Universität über einen 

Antidiskriminierungsbeauftragten und eine Zentrale Gleichstellungsbeauftragte.   

Neben dem universitären Mentoring-Programm für Nachwuchswissenschaftlerinnen gibt es 

auch ein universitäres Stipendium sowie diverse Kommissionen und Programme.  

Im Fachbereich Rechtswissenschaft gibt es derzeit drei von Frauen und neun von Männern 

besetzte Professuren (davon eine außerplanmäßige), sowie drei unbesetzte Lehrstühle, im 

vergangenen Sommersemester gab einen weiteren männlichen Lehrstuhlvertreter. Der 

Frauenanteil liegt damit, gerechnet auf die aktuell besetzten Lehrstühle, bei 27,3 %. 2023 lag 

dieser noch bei 30,8%, 2022 bei 23,1 %. Diese Werte liegen sämtlich unter dem 

Bundesdurchschnitt für 2023 von 35,70 %.   

Fachbereich und Gleichstellungsbeauftragte bekunden ihr Interesse und Bemühen, den 

Frauenanteil zu erhöhen. Sie berichten aber auch davon, dass bereits die Bewerberlage 
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ungünstig sei, im Bewerbungsverfahren gut platzierte Frauen häufiger den Ruf nicht 

annehmen oder nach kurzer Zeit Greifswald wegen eines weiteren Rufes wieder verlassen 

würden.  

Hilfreich zur Erhöhung des Professorinnenanteils könnten die im Gutachten bereits 

angestellten Überlegungen zu Juniorprofessuren (s.o.) sein.  

Im Jahr 2023 betrug der Anteil an weiblichen wissenschaftlichen Mitarbeitern (Beschäftigte vor 

der Promotion) 44,0 %. Er liegt somit höher als noch im Jahr 2022 (39,3 %), jedoch unter dem 

Bundesdurchschnitt von 57,4 %. Angesichts der überschaubaren Zahl an wissenschaftlichen 

Mitarbeitern insgesamt läge der Frauenanteil bereits bei zwei oder drei weiteren 

wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen bei ca. 50 %, was sich möglicherweise schon durch 

gezielte persönliche Ansprachen realisieren lassen könnte.  

Daneben wird auf die obigen Ausführungen zur Nachwuchsförderung verwiesen, auch zur 

Förderung von Erstakademiker*innen.  

Positiv hervorzuheben ist der Eltern-Kind-Raum, der sowohl für Studierende, als auch für 

Mitarbeitende zur Verfügung steht.  

 

E. Fazit  

Der Gesamteindruck der Gutachtenden vom juristischen Fachbereich der Universität 

Greifswald ist sehr positiv.  

Seit der letzten Evaluation hat sich Vieles gebessert, insbesondere die räumliche Ausstattung 

und das Angebot an Online-Ressourcen der Bibliothek. Bemerkenswert ist auch das 

Engagement der Lehrenden und Studierenden. 

Prekär ist weiterhin die schon im vorhergehenden Gutachten kritisiert finanzielle Ausstattung 

durch das Land Mecklenburg-Vorpommern. Diese führt dazu, dass der Fachbereich in dieser 

Kategorie bundesweit vermutlich sehr weit unten steht.  

Es gelingt zwar, was schon fast erstaunlich ist, mit den vorhandenen Ressourcen ein 

ordentliches Angebot für die Studierenden zu machen. Der Standort Greifswald hat jedoch 

noch deutliche Potentiale zu Steigerung der Studierendenzahlen. Beispielsweise wenn er die 

Anregungen zur besseren Studierbarkeit – insbesondere des Schwerpunktbereichs –, 

Internationalisierung und höheren Praxisorientierung umsetzt. Aber das kostet eben auch 

Geld. 

Weitere Möglichkeiten sehen die Gutachtenden, wenn ein juristischer Bachelor (LL.B.) 

eingeführt und in den Staatsexamensstudiengang integriert würde. Dies entspräche nicht nur 

dem allgemeinen bundesweiten Trend, sondern auch den Wünschen der (potentiellen) 

Studierenden. Nach Aussage des Fachbereichs existiert bereits ein Gesetzesentwurf des 

Justizministeriums, was sehr zu begrüßen ist.  

Insgesamt wird der Fachbereich Recht von den Gutachtenden als ein (Roh-)Diamant 

angesehen, der mit etwas Schliff, d.h. einer dem Bundesdurchschnitt entsprechender 

finanziellen Ausstattung, hohes weiteres Potential hat.  
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Überblick über umgesetzte Maßnahmen gemäß § 18 Absatz 1 

StudAkkLVO M-V  

 

Protokoll zur Auswertung zum Gutachten der externen 

Fachevaluation Rechtswissenschaften gemäß § 3 a LHG M-V  

 

Datum, Zeit: 21.05.2025, 16:15 – 17:48 Uhr 

Ort: Seminarraum 1.21, ELP 1  

 

Teilnehmende: 

• Prof. Dr. Anette Sosna, Prorektorin für Lehre, Lehrkräftebildung und 

Satzungsangelegenheiten 

• Prof. Dr. Stefan Harrendorf, Dekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät 

• Prof. Dr. Diemo Dietrich, Studiendekan der Rechts- und Staatswissenschaftlichen 

Fakultät 

• Julia Trense, Geschäftsführerin der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät 

• Prof. Dr. Claus Dieter Classen, professorales Mitglied des Fakultätsrates und 

Prüfungsausschussbeauftragter B. A. Öffentliches Recht   

• Prof. Dr. Stefan Habermeier, professorales Mitglied des Fakultätsrates und 

Prüfungsausschussvorsitzender Rechtswissenschaften  

• Prof. Dr. Uwe Kischel, professorales Mitglied des Fakultätsrates  

• Prof. Dr. Sabine Schlacke, professorales Mitglied des Fakultätsrates  

• Dr. Beate Lüder, Gleichstellungsbeauftragte 

• Susanne Wischnewski, Fachstudienberatung 

• Tim Seidensticker, Mitglied des Fakultätsrates für die wissenschaftlichen 

Mitarbeitenden 

• Oliver Heilmann, Vorsitzender des Fachschaftsrats Rechtwissenschaften 

• Fabian Schwerin, stellv. Vorsitzender des Fachschaftsrats Rechtswissenschaften  

• Robert Gebauer, studentisches Mitglied des Fakultätsrats 

• Dr. Andreas Fritsch, Stabsstelle Integrierte Qualitätssicherung in Studium und Lehre 

• Lena Ullerich, Stabsstelle Integrierte Qualitätssicherung in Studium und Lehre 

(Protokoll) 

 

Tagesordnung und Protokoll:  

1. Eröffnung 

2. Würdigung des Gutachtens aus Sicht des Fachbereichs  

3. Würdigung des Gutachtens aus Sicht der Studierenden 

4. Würdigung des Gutachtens aus Sicht der Hochschulleitung und -verwaltung 

5. Diskussion der noch nicht angesprochenen oder noch offenen Gutachtenempfehlungen 

6. Zusammenfassung und Ausblick 

 

Das Protokoll folgt der Tagesordnung.   

 

1. Eröffnung 

Herr Harrendorf eröffnet die Sitzung um 16:15 Uhr. Frau Sosna begrüßt die Teilnehmenden 

und bedankt sich für die Mitarbeit im Rahmen der externen Fachevaluation. Des Weiteren 

erläutert sie die Tagesordnung und gratuliert der Fakultät zu dem Gutachten. Es freut sie, dass 

die Fakultät trotz der knappen und schwierigen Bedingungen tolle Ergebnisse erzielen kann. 



23 

Das ausgewogene und bedachte Gutachten enthält konkrete Rückmeldungen und tolle 

Impulse, die möglicherweise mit nicht allzu viel Aufwand umsetzbar sind. 

Herr Harrendorf bedankt sich für die Einleitung und schließt sich ihrer Einschätzung des 

Gutachtens an. Das Gutachten ist konstruktiv und enthält keine Überraschungen.   

 

2. Würdigung des Gutachtens aus Sicht des Fachbereichs 

Herr Harrendorf führt zunächst aus welche Entwicklungen es an der Fakultät seit der 

Fachevaluation gab. Zum Zeitpunkt der Fachevaluation waren drei Lehrstühle vakant, diese 

sind nun besetzt. Des Weiteren ist im Rahmen des Vorhabens, einen integrierten Bachelor 

(LL.B.) einzurichten, die Ressortanhörung erfolgreich durchgeführt worden. Das Ministerium 

für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten M-V (WKM) hat den Plänen für 

den LL.B. zugestimmt. Er ist sich sicher, dass der LL.B. besonderen Anklang bei den 

Studierenden finden wird, aufgrund der Aussagen und von Befragungen, die er von dieser 

Seite in Erfahrung gebracht hat. Sobald die Gesetzesänderung erfolgt ist, werden in der 

Prüfungsordnung entsprechende Änderungen vorgenommen, um die Notenberechnungen 

und das Antragsverfahren zu verschriftlichen. Dies wird parallel vorbereitet.  

Er fährt fort und berichtet, dass seit Mitte Mai 2025 die Information vorliegt, dass ein Zeitplan 

für die Einführung des elektronischen Examens feststeht, für die Attraktivität des Standorts ist 

dies ein wichtiger Schritt. Der erste Durchgang des elektronischen Examens für die erste 

juristische Staatsprüfung wird definitiv im April 2027 sein. Elektronisch bedeutet, dass in einem 

Prüfungsraum an einem Laptop, der von einem Dienstleister gestellt wird, die Prüfungen 

abgelegt werden können. Allerdings, so Herr Harrendorf, wird es ein Optionsmodell geben, 

nach welchem die Studierenden entscheiden können, ob sie die Prüfungen elektronisch oder 

schriftlich ablegen wollen. Nun müsste man an der Fakultät beraten, ob und inwieweit 

Anpassungen einerseits im Schwerpunktbereich und den Übungen, andererseits im 

Examensklausurenkurs und im Probeexamen notwendig sind. Jedenfalls die Vorbereitung auf 

die Staatsprüfung in Klausurenkurs und Probeexamen muss elektronisch stattfinden können. 

In diesen Fällen benötigt man jedoch keinen Dienstleister, der die Laptops stellt, es könnte auf 

die persönlichen Geräte zurückgegriffen werden.  

Ein weiterer Punkt, der Reformüberlegungen anstoßen könnte, insbesondere mit Blick auf die 

Abschlussarbeiten, ist das Thema „Künstliche Intelligenz“ (KI). Herr Harrendorf berichtet, dass 

sich der Fachbereich für eine Streichung der Studienarbeit als zwingendes Element der 

Prüfung aus dem Juristenausbildungsgesetz M-V (JAG M-V) ausspricht. Dies wird gleichzeitig 

mit dem LL.B. auf den Weg gebracht. Durch diese Änderung hätten die Schwerpunktbereiche 

mehr Gestaltungsfreiheit für andere Prüfungsformate, die ggf. auch leichter mit einem 

zweisemestrigen Modell im Schwerpunkt oder mit der Anrechnung von Auslandsleistungen 

vereinbar wären. Ob dabei die Studienarbeit auch aus der Prüfungsordnung gestrichen wird, 

muss im Fachbereich noch diskutiert werden. Die Gesetzesänderung ermöglicht dies zunächst 

nur. 

Bezüglich der konkreten Empfehlungen aus dem Gutachten wurde noch nicht mit 

Umsetzungen begonnen, weil man diese Auswertungssitzung abwarten wollte, um ein 

weiteres Mal in den Dialog zu treten. Für die Ideenfindung wurde jedoch mit allen 

Statusgruppen bereits gesprochen.  

Der erste Punkt aus dem Gutachten, auf den sich Herr Harrendorf bezieht, ist die mangelnde 

finanzielle Ausstattung des Fachbereichs. Dies liegt jedoch außerhalb der Verantwortung der 

Fakultät und könnte nur dem Ministerium nochmal so gespiegelt werden.  
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Drei große Kritikpunkte im Gutachten sind die Verbesserung der Studierbarkeit, insbesondere 

des Schwerpunktbereichs, die Internationalisierung und eine höhere Praxisorientierung. Im 

Bereich des Schwerpunktbereichs muss erneut innerhalb der Fakultät ins Gespräch gegangen 

werden, ob eine zweisemestrige Ablegung möglich ist, so Herr Harrendorf. Heute kann er noch 

nicht abschließend sagen, ob eine Änderung kommen wird, aber es wird eine Prüfung erfolgen. 

Schwierigkeiten stellen jedoch die Grenzen der Kapazitäten dar. In der letzten Reform der 

Schwerpunktbereiche wurde sich bewusst gegen eine Kürzung auf zwei Semester 

entschieden. Dem fügt Herr Classen hinzu, dass bereits intensive Diskussionen darüber 

geführt wurden. Herr Harrendorf erklärt weiter, dass es zu einem trade off kommen würde. 

Reduziert man die Vorlesungen auf zwei Semester, dann müsste man gleichzeitig die Anzahl 

der Schwerpunktbereiche einkürzen. Er hält das vielfältige Angebot für attraktiv, dies könne 

jedoch nur mit Vorlesungen, die über drei Semester gehen, beibehalten werden. Allerdings 

merkt er auch an, dass das Gutachten herausstellt, dass der Fachbereich in Greifswald der 

einzige zu sein scheint, der das dreisemestrige Modell hat. Eine erneute Abwägung wäre 

seiner Meinung nach notwendig.  

Bezüglich der Anrechnung von Auslandsleistungen wurde sich ebenfalls bereits beraten, mit 

dem Ergebnis, dass sich mehrheitlich für die Schaffung einer Anrechnungsmöglichkeit 

ausgesprochen wurde. Eine entsprechende Klausel, durch die schwerpunktrelevante 

Leistungen anerkannt werden könnten, soll für die Prüfungsordnung geschaffen werden.  

Möglicherweise könnte die Lösung sein, dass durch eine noch festzulegende Anzahl an im 

Auslandsstudium erzielten ECTS-Punkten Prüfungsleistungen des Schwerpunkts ersetzt 

werden könnten. Wichtig ist Herrn Harrendorf jedoch zu erwähnen, dass die 

Anrechnungsmöglichkeit nicht von weiteren Reformen des Schwerpunktbereichs abhängt. 

Ein weiteres, aktuell noch offenes, Thema ist, wie schon erwähnt, eine mögliche Abschaffung 

der Studienarbeit und wie man dann zukünftig anstelle dessen die Abschlussprüfungen in den 

Schwerpunktbereichen gestalten könnte. Eine komplette Abschaffung der Seminare ist 

jedenfalls nicht geplant. Denkbar wäre z.B., dass die dortige Prüfungsleistung künftig rein 

mündlich sein wird (z.B. Referat).  

 

Auch Teil des Themas „bessere Studierbarkeit“ ist eine höhere Praxisorientierung durch 

stärkere Einbeziehung von Praktiker*innen als Lehrpersonen. Die Gutachtenden empfehlen 

die Gewinnung von mehr Praktiker*innen. In den Schwerpunktbereichen könnte dies auch 

einen Umstieg auf das zweisemestrige Modell erleichtern. Herr Harrendorf berichtet, dass im 

Schwerpunktbereich Kriminologie und Strafrechtspflege bereits zwei Honorarprofessoren 

integriert sind, sodass dieser Bereich aktuell vermutlich am einfachsten auf das 

zweisemestrige Modell umsteigen könnte. Allerdings kann er noch nicht sagen, wie dies in 

anderen Bereichen umzusetzen ist. Insbesondere aus dem Oberlandesgericht (OLG) in 

Rostock kam der Wunsch, in die Lehre an der Fakultät stärker eingebunden zu werden. Den 

Auftakt wird ein Vortrag von Herrn Theede (Präsident des OLG) darstellen, der in diesem 

Semester stattfindet. Hingegen ist die Verwaltungsgerichtsbarkeit, welche sich in Greifswald 

befindet, bereits jetzt sehr gut in die Lehre an der Fakultät integriert.  

 

Die Internationalisierung beinhaltet den Gutachtenden zufolge zudem noch den Aspekt, dass 

in der Fakultät im Rahmen der Möglichkeiten Veranstaltungen auf Englisch angeboten werden 

sollten. In diesem Punkt stellt sich jedoch am ehesten die Frage, ob der Fachbereich dafür 

ausreichende Kapazitäten vorweist und ob die Zielgruppe unter den Studierenden groß genug 

wäre. In früheren Semestern hatte Herr Kischel Vorlesungen auf Englisch gehalten, allerdings 

bestehen begrenzte Lehrkapazitäten. Herr Harrendorf bezweifelt, dass ein komplett 

englischsprachiges Programm für incomings, also Studierende, die für ein Semester aus dem 
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Ausland nach Greifswald kommen, angeboten werden kann. Die Jurist*innen sind deutlich 

stärker auf die deutsche Sprache angewiesen als andere Wissenschaftsbereiche. 

Englischsprachige Vorlesungen wären lediglich in Bereichen wie Rechtsvergleichung, Völker- 

und Europarecht oder Kriminologie sinnvoll, weil diese ohnehin viel mit englischen Texten 

arbeiten bzw. Englisch die Fachsprache bildet.  

 

Als weiteren Punkt fügt Herr Harrendorf noch hinzu, dass die Gutachtenden empfehlen, dass 

die wissenschaftlichen Mitarbeitenden verstärkt in die Weiterbildung in der Hochschuldidaktik 

einbezogen werden sollten. Als Fakultätsleitung müsste man sich Gedanken machen, ob man 

Anreize schaffen könnte. Er führt aus, dass viele Promotionsstudierende jedoch nach 

Abschluss der Promotion kein Interesse an einer weiterführenden wissenschaftlichen Karriere 

hätten und die Ansprüche an die eigene didaktische Fortbildung deswegen nicht unbedingt 

immer sehr ausgeprägt seien.  

Auf die vorerst abschließende Frage von Herrn Harrendorf, ob noch weitere Aspekte im 

Gutachten genannt wurden, antwortet Herr Seidensticker, dass die Gewinnbarkeit von 

wissenschaftlichem Nachwuchs ebenfalls erwähnt wurde. Herr Seidensticker merkt jedoch 

selbst an, dass man durch die W1-Professur mit Tenure Track auf W3 im Öffentlichen Recht 

auf einem guten Weg sei. Diesem Punkt stimmt Herr Harrendorf zu und erläutert, dass die 

Professur heute im Senat der Universität besprochen wurde. Es handelt sich dabei um die 

vorgezogene Nachfolge von Herrn Kischel, die planmäßig zum 01.10.2026 besetzt werden 

soll.  

  

Frau Schlacke erklärt, dass das Gutachten aus ihrer Sicht ein großes Lob an den Fachbereich 

ausdrücke. Sie erläutert zudem, dass der juristische Fachbereich an der Uni der 

kleinstmögliche juristische Fachbereich in Deutschland ist. Die 14 Lehrstühle, die es gibt, sind 

nach Einschätzung des Wissenschaftsrats das existentielle Minimum. Es ist ihr wichtig 

anzumerken, dass aktuell bereits geschaut wird, welche Schwerpunktbereiche verstärkt 

Praktiker*innen einbeziehen können, und wie auch eine höhere Flexibilität des Lehrangebots 

erreicht werden könnte. Jedoch muss erwähnt werden, dass in den nächsten Jahren ein 

Generationenwechsel im Privatrecht und Öffentlichen Recht stattfindet. Einige konzeptionelle 

Entscheidungen können nicht von heute auf morgen getroffen werden, sondern vielmehr erst 

in den nächsten 12 Monaten. 

Herr Classen merkt an, dass es im Öffentlichen Recht durch die vor Ort ansässige 

Verwaltungsgerichtsbarkeit grundsätzlich einfach ist, Praktiker*innen einzubinden. Herr 

Theede ist als Präsident des OLG sehr bemüht, dies war vorher nicht so, berichtet er. 

Lehraufträge waren nicht gewollt und auch teilte das OLG mit, dass wöchentliche 

Präsenzveranstaltungen nicht wahrzunehmen wären. Zudem käme immer das Thema 

Fahrtkosten auf, was eine finanzielle Herausforderung darstellt. Er möchte klarstellen, dass 

sich die Fakultät nicht gegen eine Einbindung von Praktiker*innen wehrt.  

Herr Harrendorf bezieht sich auf einen kleinen Aspekt im Gutachten, der sich mit der 

Verbreiterung des Angebots bei den Schlüsselqualifikationen beschäftigt. Er führt aus, dass im 

Bereich der Wirtschaftswissenschaften ein neuer Honorarprofessor (Herr Laslo) ernannt 

wurde, der Verhandlungsführung bisher nur für die Studierenden der 

Wirtschaftswissenschaften anbiete. Er habe mit ihm über eine potentielle Einbeziehung dieses 

Angebots als Schlüsselqualifikationsveranstaltung gesprochen; Herr Laslo wäre dazu bereit. 

Zukünftig könnte man überlegen, auch weitere Praktiker in diesem Bereich einzubinden.  
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Frau Sosna geht noch einmal auf den Punkt von Frau Schlacke ein. Sie stellt sich die Frage, 

ob ein Generationenwechsel nicht auch immer eine Chance sein könnte. Sie schlägt vor, in 

den anstehenden Berufungsverfahren beispielsweise auf didaktische Aspekte zu achten.   

 

Frau Trense führt einen neuen Punkt an. Die Studierenden des Teilstudiengangs B.A. 

Öffentliches Recht wünschen sich eine faire Gestaltung der Notenskala, dies kam bei einer 

Umfrage unter den Studierenden deutlich heraus. Aufgrund der gleichen Umfrage wurden 

bereits vorlesungsbegleitenden Kolloquien (VK) exklusiv für die Bachelorstudierenden 

eingeführt, was einem, weiteren Wunsch der Studierenden entspricht.  

Herr Classen erklärt, dass, zu der Zeit, zu der er Dekan der Fakultät war, die Notenskala 

bereits angepasst wurde und er sie im bundesweiten Vergleich als nett empfunden hat. Den 

Kulturunterschied zwischen den Noten im Staatsexamens- und Bachelorstudiengang könne 

man nur in Grenzen beseitigen. Frau Schlacke erwidert, dass man eine andere 

Vergleichsgruppe nehmen muss. Sie ist der Meinung, dass der Fachbereich den Studierenden 

des B.A. den Notenschnitt für Bewerbungen bei Stipendien verdirbt. Weiter führt sie aus, dass 

sie versucht die Noten über die Art der Klausuren zu steuern, wenn es ihr möglich ist. Herr 

Classen bestätigt, dass die Benotung bei eigenständigen Klausuren für die B.A.-Studierenden 

definitiv anders ist. Herr Harrendorf erklärt, dass man die Tabelle für die Notenumrechnung, 

die auf der Lehrstuhlseite von Herrn Classen zu finden, überarbeiten müsste. Bei dem 

Erreichen von neun Punkten (nach dem juristischen Bewertungsmaßstab) in einer Klausur 

sollte die Umrechnung vielmehr in die Richtung mindestens der Note 2,0 gehen. Herr Kischel 

ergänzt, dass die Juristen keinen Widerstand gegen bessere Noten bei den B.A.-

Teilstudiengängen leisten würden, man müsste dem Fachbereich sagen, wie die Umrechnung 

prozentual stattzufinden hat. Herr Gebauer antwortet in Bezug auf die Notendiskussion, dass 

er als studentischer Gutachter viel Erfahrung hat und die Skala an der Universität Greifswald 

immer noch recht streng ist. Skalen von anderen Universitäten könnte er den Professor*innen 

übermitteln. Er fügt hinzu, dass er für eine Diskussion immer offen ist. Nach seiner 

persönlichen Erfahrung ist es schwierig, sich mit den Noten aus dem B.A. Öffentliches Recht 

auf Praktikumsplätze zu bewerben. Frau Sosna erklärt, dass sie Teil einer Aufsichtsbehörde 

für Benotungen war und aus den Zusammenhängen weiß, dass es schwer ist, dieselbe 

Klausur nach unterschiedlichen Maßstäben zu bewerten. Es ist ein schwieriges Thema, 

welches nicht nur isoliert in der Universität Greifswald behandelt werden könnte. Eine 

Notenvergabe direkt nach dem B.A.-Notensystem würde keine Besserung bringen, weil die 

Korrektoren des Fachbereichs zu sehr auf das strenge Punktevergabesystem der Juristen 

getrimmt sind, führt Herr Harrendorf aus. Es sollte folglich erst nach dem Punktesystem 

bewertet und nach einem zentralen Umrechnungssystem, das so großzügig wie möglich sein 

sollte, umgerechnet werden. Herr Classen wirft ein, dass rechtlich nur die endgültige Note 

unter der Arbeit stehen dürfte und nicht gleichzeitig noch die Punktzahl. Herr Kischel schlägt 

vor, dass man grundsätzlich nur die „Jura-Note“ geben könnte und keine Umrechnung 

vornimmt. Es wird erwidert, dass dies nicht möglich ist, sobald eine andere Fakultät mit 

eingebunden ist, da ja am Ende eine Gesamtnote errechnet werden müsse. Herr Dietrich wirft 

ein, dass in anderen Fächern zählbare Punkte bewertet werden und Antworten richtig oder 

falsch sind. Diese Fächer haben eine andere Fachkultur und hier müsste man in Anspruch 

nehmen, dass eine eigene Kultur erschaffen wird. Man muss es allerdings hinbekommen, dass 

vom bundesweiten Durchschnitt nicht massiv abgewichen wird. Es müsste intern unter 

Beteiligung der Studierenden diskutieren werden, um zu einem gemeinsamen Ergebnis zu 

kommen.   

Frau Sosna ergänzt, dass es auch in anderen Fächern Bewertungsspannen gibt und eine 

Diskussion über Noten sehr sensibel ist, es braucht jedoch eine bundesweite Vergleichbarkeit.  
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3. Würdigung des Gutachtens aus Sicht der Studierenden 

Herr Heilmann schließt sich dem Großteil des bisher Gesagten an. Dass der LL.B. und das E-

Examen feststehen, freut ihn, aber er äußert, dass weiterhin ein verstärkter Wunsch der 

Studierenden nach einem zweisemestrigen Modell im Schwerpunktbereich besteht.  

Herr Gebauer bedankt sich im Namen der B.A.-Studierenden für die Einführung der 

zusätzlichen VKs, es freut ihn, dass die Fachevaluation bei den Studierenden angekommen 

ist. Das bereits aufgegriffene Thema Notenskala erwähnt er kurz und hofft auf vermehrten 

Austausch und eine fair gestaltete Notenskala in der Zukunft. Auch er äußert sich zudem 

bezüglich des Modells im Schwerpunktbereich. Aus seiner Gutachtertätigkeit kennt er das 

zweisemestrige Modell als Standard. Dieses Modell könnte zur Attraktivität des Studiengangs 

beitragen, aber er versteht den aufgeworfenen trade off zwischen Vielfalt und Turnusdauer des 

Angebots. Jedoch muss bedacht werden, dass Studierende unter anderem auf BAföG-

Zahlungen angewiesen sind und das Studium in einer gewissen Zeit abschließen müssen.  

Herr Kischel erläutert für das Problemverständnis, dass es der Fakultät nicht um Vielfalt oder 

Dauer vorrangig geht, sondern man schauen muss, ob es rein rechnerisch überhaupt möglich 

ist, dass der Turnus gekürzt werden könnte. An der Universität Greifswald bestehen nicht die 

Kapazitäten für weitere Vorlesungen neben den Pflichtvorlesungen, so wie es an anderen 

Universitäten der Fall ist. Eine Möglichkeit wäre ein Einsatz der Lehrkräfte für besondere 

Aufgaben, jedoch sind diese nicht dafür da, um die Standardvorlesungen der Professor*innen 

zu übernehmen. Bisher war eine Änderung rechnerisch nicht möglich. Wenn der 

Schwerpunktbereich von drei auf zwei Semester gekürzt wird, müsste man vermutlich ein 

Drittel der Schwerpunktbereiche streichen, so Herr Classen. Er führt weiter aus, dass es für 

Studierende seiner Meinung nach attraktiver ist, wenn viele Schwerpunktbereiche existieren 

und es bei früheren Reformbemühungen das Ziel war, ein breiteres Angebot zu schaffen, um 

mit größeren Universitäten mithalten zu können. Er hätte lieber mehr Schwerpunkte über drei 

Semester, aber würde sich nicht gegen eine Umstrukturierung stellen, wenn die Mehrheit der 

Studierenden für ein zweisemestriges Modell plädieren würde. Allerdings befürchtet er, dass 

durch ein kleineres Angebot die Attraktivität des Standorts sinkt. In bestimmten 

Schwerpunktbereichen wäre eine Einbindung von Lehrbeauftragten sicherlich möglich, aber 

eine Abwägung der Vor- und Nachteile ist nötig. Herr Harrendorf deutet hingegen an, dass 

neben potentiellen Lehraufträgen auch eine wechselseitige Anrechenbarkeit von 

Prüfungsleistungen zwischen den Schwerpunkten eine Alternative sein könnte. Über all das 

könne aber heute noch nicht beschlossen werden. Bezüglich dieses Systems merkt Herr 

Classen an, dass an anderen Universitäten jede Vorlesung durch ihre eigene Klausur 

abgeschlossen wird. Nach dem JAG M-V sind nur maximal drei Prüfungsleistungen im 

Rahmen des Schwerpunkts möglich. Eine umfassende Einführung von 

Semesterabschlussklausuren sei daher nicht möglich. Herr Harrendorf berichtet, dass er von 

Herrn Waßmann, Landesjustizprüfungsamt M-V, die Information erhalten hat, dass mittlerweile 

bundesweit maximal drei Prüfungsleistungen im Rahmen des Schwerpunkts vorgesehen sind. 

Möglicherweise könnte man an anderen Stellen Kapazitäten einsparen, aber das Thema ist 

zu komplex, als dass man es in der heutigen Sitzung abschließend besprechen könnte. Man 

wird versuchen, ein möglichst breites Angebot in möglichst guter Studierbarkeit zu 

organisieren.  

 

4. Würdigung des Gutachtens aus Sicht der Hochschulleitung und -verwaltung 

Frau Sosna hat zwei weitere Anliegen mitgebracht, die in dieser Sitzung noch nicht thematisiert 

wurden. In Bezug auf die Studierendenzahlen hat es sie gefreut, dass die Referendariatsplätze 

in M-V so gut wie vollständig in Anspruch genommen werden. Es ist schön, dass Jurist*innen 

für M-V ausgebildet werden, so Frau Sosna. Herr Classen entgegnet, dass die Quote der 
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Referendar*innen, die nach Abschluss des Referendariats in M-V verbleiben, jedoch nach 

seinem Wissensstand nicht sehr hoch sei. Herr Seidensticker ergänzt, dass Verbeamtung auf 

Widerruf für Referendar*innen in M-V einen finanziellen Impuls gesetzt hat, aber er aus seinem 

Umfeld weiß, dass für die meisten ein langfristiges Verbleiben im Bundesland nicht geplant ist. 

Als Konsens geht hervor, dass dies heute jedoch nicht die richtige Sitzung für eine Klärung der 

Problematik ist.  

Frau Sosna berichtet des Weiteren, dass sich im Austausch mit Herrn Fritsch herausgestellt 

hat, dass die Nutzung der Lehrevaluationen in den verschiedenen Fakultäten nicht im 

vergleichbaren Maß stattfindet. Die Evaluationen sind ein wertvolles Instrument und sie 

möchte anregen und erinnern, dass dieses Instrument regelmäßig genutzt wird und vor allem 

die Ergebnisse mit den Studierenden besprochen werden. Der hochschuldidaktische Grund, 

der sie dazu bringt diese Thematik anzusprechen, ist die potentiell vorhandene intrinsische 

Motivation der Lehrenden, sich und die eigene Lehre weiterzuentwickeln. Herr Classen 

erläutert, dass in jedem Semester durch das Dekanat der Fakultät eine Excel-Tabelle mit 

empfohlenen Evaluationen versendet wird. Es sei möglich zu sagen, dass man eine andere 

Veranstaltung evaluieren lassen möchte, aber dies sei die einzige Antwortoption, die man hat. 

Frau Trense ergänzt, dass man sogar auch mehrere Veranstaltungen evaluieren lassen kann, 

mindestens eine Veranstaltung muss jedoch immer evaluiert werden. Herr Harrendorf 

bestätigt, dass die regelmäßige Evaluation gewährleistet ist, aber dass fraglich ist, was aus 

den Evaluationen geschlossen wird. Er nimmt am Ende der Vorlesungszeit die Ergebnisse der 

Evaluation mit in die evaluierte Vorlesung und bespricht mit den Studierenden, was geändert 

werden könnte. Auch Herr Kischel schließt sich den vorherigen Ausführungen der 

Fakultätsmitglieder an. Für ihn sind die Evaluationen ein Automatismus, der schlicht gemacht 

wird. Sobald er die Auswertung erhält, bespricht er sie ebenfalls mit den Studierenden. Frau 

Sosna betont, dass sie niemanden konkret mit der Thematik ansprechen, sondern nur an die 

Bedeutung der Lehrevaluation erinnern wollte. Herr Fritsch erklärt, dass jüngst die Leitlinien 

Lehre aktualisiert wurden, worüber auch im Senat berichtet wurde. Die Leitlinien beinhalten 

die Anforderung, dass Lehrpersonen die Ergebnisse der Evaluationen mit den Studierenden 

rückkoppeln und dies flächendeckend so gehandhabt werden soll. Es kann aber keine zentrale 

Stelle wissen, in welchem Umfang diese wünschenswerte Rückkopplung mit den 

Studierenden stattfindet. Meldungen weisen darauf hin, dass zu wenige Lehrpersonen die 

Ergebnisse der Evaluationen mit den Studierenden teilen und besprechen. Als Hausaufgabe 

möchte er mitgeben, dass überlegt werden soll, wie die systematische Lehrevaluation, wie sie 

an der Fakultät stattfindet, sich flächendeckend auch auf die Rückkopplung der Ergebnisse 

mit den Studierenden ausweiten kann. Herr Dietrich merkt an, dass das Thema Lehrevaluation 

insgesamt nochmal angeschaut werden müsste. Das Dekanat und er als Studiendekan 

versuchen die Evaluationen zu koordinieren und zu steuern, kommen aber auch an Grenzen 

der Handlungsmöglichkeiten. Wenn jemand negativ bewertet wird oder aber auch für die 

Evaluation angemeldet wird und diese dann nicht durchführt, dann kann er als Studiendekan 

lediglich nachfragen, hat jedoch keine weiteren Handlungsmöglichkeiten neben etwas 

nudging. Die zweite Sache, die er an der Lehrevaluation auszusetzen hat, ist, dass zwar viele 

Dinge erfragt werden, aber nicht nur die Qualität der Lehre. Wenn zusätzliche Dinge neben 

der Lehre, wie z.B. der Raum, evaluiert werden, dann möchte er sich nicht für diese 

rechtfertigen müssen. Herr Seidensticker ergänzt, dass in jeder seiner Evaluationen die 

digitale Lehre abgefragt und bewertet wird, diese jedoch in seinem VK nicht stattfindet. Herr 

Fritsch wirft ein, dass die Fragenbögen zwar theoriebasiert und für viele Fachbereiche erprobt 

sind, aber auch weiterentwickelt werden können. Frau Sosna möchte zu dem Thema 

abschließend erwähnen, dass ein Dialog wichtig ist.  

Frau Schlacke erwähnt, dass sie Frau Sosna gerne eine Hausaufgabe mitgeben möchte. An 

ihrer Vorlesung Verwaltungsrecht Allgemeiner Teil nehmen B.A.-Studierende teil, die lediglich 

ein halbes Semester lang anwesend sind. Diese Studierenden empfanden das exklusiv für sie 
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angebotene VK als deutlich angenehmer als die Vorlesung, weil Frau Schlacke das 

Spannungsverhältnis zwischen Jurastudierenden und B.A.-Studierenden in einer Vorlesung 

überbrücken muss. Denkbar wäre nun, die Lehrevaluation erst nach dem Verlassen der 

Vorlesung durch die B.A.-Studierenden vorzunehmen, jedoch kann das ihrer Auffassung nach 

nicht die Lösung sein. Sie möchte das Thema mitgeben, weil Vorlesungen vermehrt von den 

verschiedensten Studienfächern besucht werden und alle gleichzeitig berücksichtigt werden 

müssen, aber die Evaluation dann insgesamt der Maßstab für alle ist. Viele der Anwesenden 

stimmen zudem Frau Schlackes Aussage zu, dass der Freitext in der Evaluation das 

Wichtigste für sie ist.  

Abschließend erfragt Frau Sosna, ob die Fakultät an den Hochschulinformationstagen 

teilgenommen hat. Frau Trense erklärt, dass für beide Fachbereiche Informationsstände 

aufgebaut waren, dass separate Informationsveranstaltungen von den 

Fachstudienberaterinnen gehalten wurden und dass eine Beteiligung am Pitch erfolgte. Alle 

Angebote der Fakultät wurden gut besucht. Beide Fachschaftsräte unterstützten die Stände. 

Frau Trense merkt jedoch noch an, dass das Foyer des Hörsaalgebäudes zu voll und zu laut 

war, dem stimmt Frau Sosna zu und erklärt, dass für das nächste Jahr eine andere Örtlichkeit 

gesucht wird.  

 

 

5. Diskussion der noch nicht angesprochenen oder noch offenen 

Gutachtenempfehlungen 

Es bestehen keine weiteren offenen Punkte.  

 

6. Zusammenfassung und Ausblick 

Herr Fritsch erläutert den weiteren Ablauf. Ein Protokoll wird von der IQS erstellt, dieses soll 

im Umlaufverfahren bestätigt werden. Das Protokoll ist die Voraussetzung für die Erneuerung 

der Akkreditierung des Teilstudiengangs B.A. Öffentliches Recht, der 

Staatsexamensstudiengang benötigt das nicht. In einem Jahr wird ein Abschlussgespräch 

erfolgen, in welchem eruiert wird, inwieweit die gutachterlichen Empfehlungen weiterverfolgt 

und umgesetzt werden konnten. Nach dem Abschlussgespräch zur Nachbereitung ist das 

Evaluationsverfahren für diesen Turnus abgeschlossen, in ca. sechs Jahren steht die nächste 

Evaluation an. Wegen des Abschlussgesprächs wird sich Herr Fritsch bei der Fakultät melden.  

Herr Harrendorf kündigt an, dass sich bis zum Gespräch im nächsten Sommersemester vieles 

verändert haben wird. Ab Juni wird man in die näheren Beratungen gehen. Voraussichtlich 

wird eine Arbeitsgruppe geschaffen werden, die Vorschläge für die verschiedensten Themen 

erarbeiten wird.  

Abschließend verweist Herr Fritsch darauf, dass das Gutachten auf der Website der Universität 

veröffentlicht wird, aber die Fakultät sich auch darüber Gedanken machen könne, wie mit dem 

Gutachten z. B. im Hinblick auf die Ministerien weitergearbeitet werden kann. Dem wird sich 

die Fakultät annehmen, das Justizministerium und das WKM werden in Kenntnis gesetzt 

Herr Dietrich erfragt, ob die Fakultät bei der Vorbringung vor den Ministerien eine 

Unterstützung vom Prorektorat erhalten könnte. Dies wird Frau Sosna ins Rektorat 

mitnehmen. Herr Classen ergänzt, dass es begrüßt werden würde, wenn man Geld für 

Lehraufträge erhalten könnte. Herr Harrendorf fügt hinzu, dass Sachmittel an der Fakultät sehr 

knapp sind. Frau Sosna steht positiven Aussichten pessimistisch gegenüber, wird es aber 

gerne versuchen.  
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Frau Sosna bedankt sich abschließend für die lebhafte Diskussion. Sie konnte leider nicht bei 

der Evaluation selbst anwesend sein, weil sie noch nicht im Amt war, aber freut sich, dass sie 

Teil der Auswertungssitzung sein durfte. Insbesondere bedankt sie sich für die Erläuterungen 

und Anmerkungen, die für ihr Verständnis getätigt wurden. Sie beendet die Sitzung um 17:48 

Uhr.  

 

 

Für das Protokoll:     Bestätigung: 

 

 

Lena Ullerich, studentische Mitarbeitende  Prof. Dr. Anette Sosna, Prorektorin 
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Beschreibung des Turnus des internen Akkreditierungsverfahrens 

der Hochschule  

 

 

1 Befristung, Erlöschen der Akkreditierung 

Die Fristen der internen Akkreditierung entsprechen § 28 MRVO. Demnach erfolgt die 

Verleihung des Siegels des Akkreditierungsrats grundsätzlich befristet für die Dauer von acht 

Jahren, beginnend mit dem Beginn des Semesters in welchem der Akkreditierungsbeschluss 

bekanntgegeben wird. 

Wenn eine Akkreditierung unter Auflagen ausgesprochen wurde, wird die Akkreditierung bis 

zur Entscheidung über die Auflagenerfüllung befristet. Gemäß § 27 MRVO wird für die 

Erfüllung von Auflagen eine Frist von i. d. R. zwölf Monaten gesetzt. Bei Feststellung der 

fristgerechten Erfüllung der Auflagen durch das Rektorat der Universität Greifswald wird die 

Akkreditierung bis zur Regelfrist verlängert. Bei fehlendem Nachweis der Auflagenerfüllung 

wird die Feststellung der Akkreditierung nicht verlängert. Daraufhin wird das weitere 

Vorgehen zwischen Rektorat und Fakultät bzw. Fakultät und Lehreinheit erörtert. 

Die IQS überprüft die Erfüllung der erteilten Auflagen und erstattet hierzu dem Rektorat 

spätestens bis zum Ende der Frist, zu der die Zertifizierung ausläuft, Bericht. Stellt das 

Rektorat daraufhin die fristgerechte Erfüllung der Auflagen durch das Fach fest, wird die 

Zertifizierung verlängert. 

Bei Änderungen der Prüfungs- und Studienordnungen wird im Zuge des Verfahrensgangs 

durch die Senatsstudienkommission festgestellt, inwieweit es sich um wesentliche 

Änderungen am Studiengangskonzept handelt oder nicht.  

Bei Feststellung einer wesentlichen Änderung am Studiengangskonzept durch die 

Senatsstudienkommission erfolgt eine Beschlussvorlage an das Rektorat, inwieweit eine 

Erneuerung der Akkreditierung empfohlen wird. Das Rektorat entscheidet nach Anhörung 

des Fachbereichs, ob eine Erneuerung der Akkreditierung nötig ist. Wenn eine Erneuerung 

der Akkreditierung angezeigt ist, wird die periodische externe Fachevaluation am betroffenen 

Fachbereich vorgezogen, um die Erfüllung insbesondere der fachlich-inhaltlichen Kriterien 

gemäß MRVO durch ein externes Gutachtengremium überprüfen zu lassen. 

 

2 Beschwerdemanagement 

Bei Einsprüchen gegen Auflagen, Einsprüchen gegen Beschlüsse zur Nichterfüllung von 

Auflagen oder gegen den Entzug der Zertifizierung ist die Senatsstudienkommission 

Ansprechpartner für die Fachvertreter. Nach Anhörung der Fachvertreter und des Vertreters 

des Rektorats spricht die Senatsstudienkommission eine Empfehlung aus, die an das 

Rektorat weitergeleitet wird, falls diese Auswirkung auf die Beschlussfassung haben sollte. 

Bei uneinheitlichem Meinungsbild innerhalb der Senatsstudienkommission wird die 

Angelegenheit zur Behandlung und Verabschiedung einer Empfehlung dem Senat vorgelegt. 

 

3 Nachbereitung und Veröffentlichung 

Das Rektorat unterrichtet den Senat gemäß § 81 Absatz 2 LHG M-V, die Fakultät, die 

Lehreinheit und die Stellen, welche am Verfahrensgang bei der Einrichtung und Änderung 
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von Studiengängen sowie bei der Erarbeitung und Verabschiedung von Prüfungs- und 

Studienordnungen einschließlich von Änderungen (Beschluss des Senats der Universität 

Greifswald vom 15.12.2010) beteiligt sind, sowie das Land Mecklenburg-Vorpommern über 

die Beschlüsse zur universitätsinternen Akkreditierung (Anzeige gem. § 28 Absatz 5 Satz 2 

LHG M-V). 

Das Gutachten zu den fachlich-inhaltlichen Kriterien gemäß Teil 3 MRVO, der technische 

Prüfbericht zu den formalen Kriterien gemäß Teil 2 MRVO, der Umsetzungsbericht, ggf. 

Stellungnahmen zu gutachterlichen Empfehlungen und der Akkreditierungsbeschluss des 

Rektorats werden als Akkreditierungsbericht zusammengefasst und auf der Website der 

Universität Greifswald veröffentlicht sowie dem Akkreditierungsrat übermittelt.  

Bei Bedarf können Rektorat und Fakultät bzw. Fakultät und Fach ergänzende Ziel- und 

Leistungsvereinbarungen über Maßnahmen zur Qualitätssicherung und Qualitätsentwicklung 

abschließen. Dies empfiehlt sich bspw., wenn die Akkreditierung unter Auflagen erfolgte und 

diese vom Fach nicht allein realisiert werden können. 

Des Weiteren führt die Stabsstelle integrierte Qualitätssicherung in Studium und Lehre 1 Jahr 

und 3 Jahre nach der auswertenden Veranstaltung bzw. nach dem Rektoratsbeschluss sowie 

im Zusammenhang mit der periodischen internen/externen Fachevaluation im 

darauffolgenden Turnus Gespräche mit der Institutsleitung und der Studierendenvertretung 

bzgl. der Nachverfolgung der getroffenen Empfehlungen. 

Im Zusammenhang mit Aktualisierungen der Prüfungs- und Studienordnungen im 

Verfahrensgang der Senatsstudienkommission wird die Nachverfolgung der getroffenen 

Empfehlungen thematisiert. 

 

4 Vorläufige universitätsinterne Akkreditierung, Verlängerung der Akkreditierungsfrist, 

Aussetzen des Verfahrens der universitätsinternen Akkreditierung 

Rechtzeitig vor deren Auslaufen ist die Akkreditierung im Verfahren der regelmäßigen 

internen und externen Evaluation der Lehreinheiten zu erneuern, so dass die erneuerte 

Akkreditierung unmittelbar an die vorhergehende Akkreditierung anschließt (vgl. § 26 Abs.2 

MRVO). Gemäß § 3a LHG M-V erfolgt die internen und externen Evaluationen spätestens 

aller sieben Jahre. 

In Anwendung von § 26 Abs. 3 Satz 2 MRVO kann das Rektorat die auslaufende 

Akkreditierung eines Studiengangs für einen Zeitraum von bis zu zwei Jahren verlängern, 

wenn die betreffende Lehreinheit in diesem Zeitraum das Verfahren der internen und 

externen Evaluation durchlaufen wird. Läuft die Akkreditierungsfrist eines Studiengangs ab 

und ist das Verfahren der internen und externen Evaluation der Lehreinheit bereits eröffnet, 

so wird das Rektorat den Studiengang in der Regel für höchstens weitere 12 Monate 

vorläufig akkreditieren. Bei Versagung der universitätsinternen Akkreditierung während der 

vorläufigen Akkreditierung bleibt diese bis zum Ende der festgesetzten Frist bestehen. 

Für Studiengänge, die geschlossen werden und in die keine Neueinschreibungen mehr 

vorgenommen werden, kann die Akkreditierungsfrist für bei Ablauf der Akkreditierungsfrist 

noch eingeschriebene Studierende verlängert werden. Voraussetzung ist der Nachweis der 

Fakultät, dass der Studiengang keine wesentlichen Änderungen aufweist und die 

erforderlichen personellen und sächlichen Mittel vorgehalten werden. Zuständig für die 

Entscheidung ist das Rektorat der Universität Greifswald. 

Das Verfahren der universitätsinternen Akkreditierung wird für eine Frist von höchstens 18 

Monaten ausgesetzt, wenn Mängel bestehen oder Reformvorhaben begonnen wurden, die 
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voraussichtlich nicht innerhalb von zwölf Monaten behebbar bzw. zu bewältigen sind. 

Hierüber setzt sich das Rektorat mit den Fakultäten und Lehreinheiten ins Benehmen. Die 

IQS trägt Sorge für die fristgerechte Wiederaufnahme des Verfahrens. Im Falle einer 

nachfolgenden Akkreditierungsentscheidung schließt die Befristung der Akkreditierung den 

Zeitraum der Verfahrensaussetzung ein. 

 

5 Turnus der universitätsinternen Akkreditierung 

Entsprechend den landesrechtlichen Vorgaben erfolgt die interne und externe Evaluation der 

Lehreinheiten als Regelverfahren für die interne Akkreditierung spätestens alle sieben Jahre.  

 

6 Rechtliche Grundlagen  

Rechtsgrundlagen für die Prüfung der formalen und fachlich-inhaltlichen Kriterien der 

Studienprogrammqualität sind insbesondere 

• Staatsvertrag über die Organisation eines gemeinsamen Akkreditierungssystems zur 
Qualitätssicherung in Studium und Lehre an deutschen Hochschulen 
(Studienakkreditierungsstaatsvertrag - StAkkSV) und Landesverordnung zur Regelung der 
Studienakkreditierung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Studienakkreditierungslandesverordnung - StudAkkLVO M-V) vom 10. März 2020 

• Gesetz über die Hochschulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Landeshochschulgesetz - LHG M-V), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2020 (GVOBl. M-V S. 1364, 1368) 

• Rahmenprüfungsordnung der Universität Greifswald (RPO) vom 18. März 2021 
(hochschulöffentlich bekannt gemacht am 15. April 2021) in der jeweils geltenden Fassung  
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Programmablauf: Akkreditierung von Studienprogrammen an der Universität Greifswald 

 

Universitätsinterne Akkreditierung von Studienprogrammen an der Universität Greifswald — 

Prozessbeschreibung und Programmablaufplan; bestätigt durch Beschluss des Rektorats der Universität 

Greifswald vom 14.09.2016; zuletzt aktualisiert durch Beschluss vom 15.01.2020 – 

 


